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Das Wichtigste 
in Kürze

Die Geschäftslast des Bundesgerichts erreichte im Berichtsjahr 
mit 8029 Eingängen einen neuen absoluten Höchststand  

(Vorjahr 7743). 7782 Fälle wurden erledigt (Vorjahr 7811 Fälle). 
Die im vergangenen Jahr beendeten Verfahren dauerten  

durchschnittlich 144 Tage (Vorjahr 140 Tage).

Gegenwärtig ist eine Teilrevision des Bundesgerichtsgesetzes 
hängig. Der Bundesrat beschloss, entgegen der Auffassung  
des Bundesgerichts, im Rahmen der laufenden Teilrevision  

an der subsidiären Verfassungsbeschwerde festzuhalten.  
Das Bundesamt für Justiz wurde beauftragt, die Vorlage so zu 
überarbeiten, dass nicht mit einer erheblichen Mehrbelastung 
des Bundesgerichts zu rechnen ist. Das Bundesgericht erachtet 

jedoch jegliche Mehrbelastung als nicht mehr vertretbar.  
Vielmehr wird eine markante Entlastung des Bundesgerichts 

immer vordringlicher, um die Qualität der Rechtspflege  
zu sichern.

Im Berichtsjahr haben acht kantonale Obergerichte und  
das Bundesgericht den Vertrag zur Zusammenarbeit beim  

landesweiten Projekt Justitia 4.0 unterzeichnet. Das Projekt 
bezweckt für die Justiz in der Schweiz die Einführung des  
elektronischen Gerichtsdossiers sowie des obligatorischen  

elektronischen Rechtsverkehrs für Behörden und  
professionelle Rechtsvertreter.
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GESCHÄFTSBERICHT 2017 
DES BUNDESGERICHTS

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 des Bundesgerichtsgesetzes erstatten wir Ihnen den 
Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2017.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüglichen 
 Hochachtung.

Im Namen des Bundesgerichts

Der Präsident:  Ulrich Meyer
Der Generalsekretär:  Paul Tschümperlin

Lausanne, 19. Februar 2018
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1. ALLGEMEINER TEIL

Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane
Präsidium
Bundesgerichtspräsident: Ulrich Meyer
Vizepräsidentin: Martha Niquille

Verwaltungskommission
Präsident: Ulrich Meyer
Vizepräsidentin: Martha Niquille 
Mitglied: Yves Donzallaz

Präsidentenkonferenz
Vorsitzender: Nicolas von Werdt, Präsident II. ZirA
Mitglieder: Thomas Merkli, Präsident I. OerA
 Christina Kiss, Präsidentin I. ZirA
 Hans Georg Seiler, Präsident II. OerA
 Brigitte Pfiffner, Präsidentin II. SorA
 Marcel Maillard, Präsident I. SorA
 Christian Denys, Präsident StrA

Stab Leitungsorgane
Generalsekretär: Paul Tschümperlin
Stellvertreter: Jacques Bühler

Abteilungen
Erste öffentlich-rechtliche Abteilung (I. OerA)
Präsident: Thomas Merkli
Mitglieder: Peter Karlen
 Jean Fonjallaz
 Ivo Eusebio
 François Chaix
 Lorenz Kneubühler

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung (II. OerA)
Präsident: Hans Georg Seiler
Mitglieder: Andreas Zünd
 Florence Aubry Girardin
 Yves Donzallaz
 Thomas Stadelmann
 Stephan Haag
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Erste zivilrechtliche Abteilung (I. ZirA)
Präsidentin: Christina Kiss
Mitglieder: Kathrin Klett
 Fabienne Hohl
 Martha Niquille
 Marie-Chantal May Canellas

Zweite zivilrechtliche Abteilung (II. ZirA)
Präsident: Nicolas von Werdt
Mitglieder: Elisabeth Escher
 Luca Marazzi
 Christian Herrmann
 Felix Schöbi
 Grégory Bovey

Strafrechtliche Abteilung (StrA)
Präsident: Christian Denys
Mitglieder: Laura Jacquemoud-Rossari
 Niklaus Oberholzer
 Yves Rüedi
 Monique Jametti

Erste sozialrechtliche Abteilung (I. SorA)
Präsident: Marcel Maillard
Mitglieder: Jean-Maurice Frésard
 Alexia Heine
 Martin Wirthlin
 Daniela Viscione

Zweite sozialrechtliche Abteilung (II. SorA)
Präsidentin: Brigitte Pfiffner
Mitglieder: Ulrich Meyer
 Lucrezia Glanzmann
 Francesco Parrino
 Margit Moser-Szeless

Rekurskommission
Präsident: Luca Marazzi
Mitglieder: François Chaix
 Alexia Heine



8 GESCHÄF TSBERICHT 2017

BUNDESGERICHT

Im Berichtsjahr amteten Ulrich Meyer als Präsident und 
Martha Niquille als Vizepräsidentin des Gerichts.

Das Gericht konstituierte sich mit Beschlüssen vom 
10. Oktober und 22. Dezember 2016.

Luisa Gianella, nebenamtliche Bundesrichterin, erklär-
te auf Ende September 2017 ihren Rücktritt. Am Ende 
des Berichtsjahres schied Alexander Brunner, nebenamt-
licher Bundesrichter, altershalber aus. Die Ersatzwahlen 
sind für die Frühjahrssession 2018 geplant.

Das Gericht stellte Lorenz Sieber, Eleonor Kleber, 

Franziska Betschart, Alexandre Dyens, Sarah Straub, 

 Diana Oswald, Numa Graa und Stefan Weber definitiv als 
Gerichtsschreiber bzw. Gerichtsschreiberinnen ein. Zum 
neuen Chef Ressourcen und Personalchef ernannte das 
Gericht mit Amtsantritt am 1. Mai 2018 Lorenzo Egloff, 

bisher Adjunkt des Generalsekretärs.

Gerichtsorganisation

Die Gerichtsorganisation blieb im Berichtsjahr unverän-
dert.

Geschäftslast

Die Statistiken (S. 16 ff.) geben über die Geschäftslast im 
Einzelnen Auskunft. Sie weisen 8029 Eingänge aus (Vor-
jahr 7743). Gegenüber dem Vorjahr haben die Eingänge 
um 286 Fälle oder 3,7% zugenommen.

Das Gericht erledigte 7782 Fälle (Vorjahr 7811). In 
70 Fällen fand eine Beratung nach Art. 58 Abs. 1 BGG 
statt (Vorjahr 78). Das Gericht übertrug insgesamt 3004 
pendente Fälle auf das Folgejahr (Vorjahr 2748). Dies er-
gibt pro Abteilung durchschnittlich 429 pendente Fälle 
(Vorjahr 393).

Die Eingänge und Erledigungen verteilen sich wie folgt 
auf die Abteilungen:

Abteilung Eingänge Erledigungen

I. OerA
Grundrechte, Raumplanungs- 
und Baurecht, politische Rech-
te, Bürgerrecht, strafprozes -
suale Zwischenentscheide

1322 1250

II. OerA
Grundrechte, Steuerrecht, 
 Ausländerrecht, öffentliches 
Wirtschaftsrecht

1168 1159

I. ZirA
OR, privates Wettbewerbs-
recht, Immaterialgüterrecht, 
 internationale Schiedsgerichts-
barkeit, Haftpflicht

805 769

II. ZirA
ZGB und SchKG

1352 1399

StrA
Strafrecht (inkl. Nichtanhand-
nahmeverfügungen und 
 Verfahrenseinstellungen)

1500 1481

I. SorA
IV, Unfallversicherung, Sozial-
hilfe, öffentliches Personalrecht

937 826

II. SorA
IV, AHV, Krankenversicherung, 
berufliche Vorsorge

938 893

Weitere Instanzen
Aufsicht, freiwillige Gerichts-
barkeit

7 5

Total 8029 7782

Die Geschäftslast des Bundesgerichts erreichte auf sehr 
hohem Niveau einen neuen Höchststand. Im Vergleich 
zum Jahre 2006, dem letzten Jahr nach altem Organi-
sationsgesetz, sind die Eingänge um 736 Fälle höher. 
Damals waren – gerechnet nach dem System der Ein-
heitsbeschwerde des BGG – 7293 Beschwerden zu ver-
zeichnen. Von einer Entlastung des Bundesgerichts, wel-
che das Bundesgerichtsgesetz (2007) bezweckte, kann 
nach wie vor nicht die Rede sein. Vielmehr sind die Ein-

gänge weiter angestiegen und sind besonders in der 
Strafrechtlichen Abteilung, der Zweiten zivilrechtlichen 
Abteilung und in den beiden öffentlich-rechtlichen Abtei-
lungen sehr hoch.
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Die Erledigungen konnten mit den Eingängen nicht 
ganz Schritt halten (Erledigungsquotient von 97%). Durch 
die Verlagerung von Arbeitskräften in die Strafrechtliche 
Abteilung konnte in dieser Abteilung der Anstieg der Pen-
denzen gebremst werden. Da gleichzeitig die Geschäfts-
zahlen allgemein angestiegen sind, blieben die Erledigun-
gen jedoch in fünf weiteren Abteilungen hinter den 
Eingängen zurück. Die Zahl der hängigen Geschäfte ist 
im Gesamtgericht auf über 3000 angestiegen und lag am 
Ende des Berichtsjahres bei 3004 Pendenzen.  

646 Urteile ergingen in Fünferbesetzung, 4392 in 
 Dreierbesetzung und 2744 in Einerbesetzung.

Das Gericht behandelte 429 (Vorjahr 370) subsidiäre 
Verfassungsbeschwerden, die nicht in einer Rechtsschrift 
zusammen mit einer ordentlichen Beschwerde einge-
reicht wurden. Davon wurden acht  ganz oder teilweise 
gutgeheissen (Vorjahr 8). Die Gutheissungsquote der 
subsidiären Verfassungsbeschwerden liegt damit bei le-
diglich 1,9%; für die bundesgerichtlichen Verfahren ins-
gesamt beträgt sie 13,4%.

Das Gericht konnte die Geschäftslast insgesamt in-
nert angemessener Frist bewältigen, auch wenn die 
durchschnittliche Behandlungsdauer in den letzten fünf 
Jahren stetig leicht angestiegen ist.  Die durchschnittliche 
Prozessdauer hat gegenüber dem Vorjahr um vier auf 144 
Tage zugenommen. 15 Fälle waren am Ende des Be-
richtsjahres älter als zwei Jahre. Die Triage der Fälle ist 
für die sach- und zeitgerechte Erledigung des riesigen 
Arbeitsvolumens sehr wichtig und wird auch konsequent 
praktiziert.

Vernehmlassungen, Stellungnahmen 
und Berichte

Das Bundesgericht wurde von Parlament, Bundesrat und 
Bundesverwaltung in 21 (Vorjahr 20) Konsultationsverfah-

ren zu Gesetzes- und Verordnungsprojekten oder parla-

mentarischen Vorstössen begrüsst. Es erstattete zwölf 
Stellungnahmen (Vorjahr 8).

Bundesrechtspflege
Die Arbeiten an der Teilrevision des BGG, mit der die 
verfassungsrechtliche Stellung des Bundesgerichts ge-
stärkt werden soll, verzögerten sich. Die Vorsteherin des 
EJPD stellte die Botschaft des Bundesrates für den Som-
mer 2018 in Aussicht. Entgegen der Auffassung des Bun-
desgerichts beschloss der Bundesrat, im Rahmen dieser 
Revision an der subsidiären Verfassungsbeschwerde 

festzuhalten. Das Bundesamt für Justiz wurde beauftragt, 
die Revisionsvorlage so zu überarbeiten, dass nicht mit 
einer erheblichen Mehrbelastung des Bundesgerichts zu 
rechnen ist. Das Bundesgericht erachtet jedoch jegliche 
Mehrbelastung als nicht mehr vertretbar. Vielmehr wird 
eine markante Entlastung des Bundesgerichts immer vor-
dringlicher, um die Qualität der Rechtspflege zu sichern. 
Das Bundesgericht wird sich in die weiteren vorbereiten-
den Gesetzgebungsarbeiten der Bundesverwaltung 
nochmals einbringen können.

Koordination der Rechtsprechung

Fünf formelle Verfahren gemäss Art. 23 Abs. 2 BGG zur 
Koordination der Rechtsprechung unter den Abteilungen 
mündeten in eine Entscheidung der vereinigten Abteilun-
gen mit bindender Wirkung für die urteilende Abteilung.

Die Präsidentenkonferenz koordinierte verschiedene 
weitere Rechtsfragen zwischen den Abteilungen.

Gerichtsverwaltung

Richter
Das Bundesgericht zählte unverändert 38 Richter und 
Richterinnen.

Nebenamtliche Richter
Die 19 nebenamtlichen Richterinnen und Richter erstat-
teten in 156 Fällen Bericht und Antrag (Vorjahr 130). Sie 
stellten insgesamt 434 Arbeitstage (Vorjahr 322) in Rech-
nung. Die Entschädigungen für die nebenamtlichen 
Richterinnen und Richter beliefen sich inklusive Sozial-
leistungen auf insgesamt 601 000 Franken (Vorjahr 
414 000 Franken ohne Sozialleistungen).

Personelles
Der planmässige Personaletat (ohne Richter) erhöhte sich 
gegenüber dem Vorjahr um drei Projektstellen, die für die 
umfassenden Projekte zur Digitalisierung der Justiz be-
nötigt werden, auf insgesamt 281,6 Stellen.

Im Auftrage der Verwaltungskommission wurden 
sämtliche Dienste des Bundesgerichts umfassend ge-
prüft, mit dem Ziel, die vorhandenen Ressourcen best-
möglich für die juristische Kernarbeit des Gerichts einzu-
setzen. Der Bericht vom 5. Juli 2017 zeigte kurz- und 
mittelfristig verschiedene Optimierungsmöglichkeiten auf. 
Die nötigen organisatorischen Anpassungen sind im Gan-
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ge. Im Rahmen dieser Massnahmen wurde eine Stelle 
vom Dienst Juristische Information und Dokumentation 
(InfoDok) in den Gerichtsschreiber-Pool verschoben. Der 
Sollbestand der Gerichtsschreiberinnen und Gerichts-
schreiber erhöhte sich dadurch auf 132,8 Stellen.

Im Jahresdurchschnitt waren 277,8 Stellen bzw. 
129,1 Gerichtsschreiberstellen besetzt.

Informatik
Das umfassende Projekt zur Digitalisierung der Justiz 
gliedert sich in drei Teile. Das gesamtschweizerische Pro-
jekt Justitia 4.0 bezweckt, für die gesamte schweizerische 
Justiz das digitale Gerichtsdossier, eine gesicherte Da-
tenaustauschplattform («Justitia.Swiss») und die dazu 
nötigen Standards zu schaffen. Im Berichtsjahr konnte 
der öffentlich-rechtliche Zusammenarbeitsvertrag zwi-
schen dem Bundesgericht und acht kantonalen Oberge-
richten unterzeichnet werden. Für die nötigen Rechts-
grundlagen reichte das Bundesgericht Anfang Juni dem 
Bundesamt für Justiz ein Inputpapier mit Gesetzesvor-
schlägen ein. Das Bundesgericht stellte für dieses Projekt 
ausserdem einen Projektleiter ein. Das gesamtschweize-
rische Projekt steht auf Gerichtsseite unter der Schirm-
herrschaft der schweizerischen Justizkonferenz, welche 
das Bundesgericht und die obersten kantonalen Gerich-
te umfasst. Über den Gemischten Ausschuss wird eine 
enge Zusammenarbeit mit dem Programm HIS der Straf-
verfolgungsbehörden sichergestellt, das von der Konfe-
renz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und 
-direktoren (KKJPD), dem EJPD und der Bundesanwalt-
schaft getragen wird.  

Das bundesgerichtsinterne Projekt eDossier bezweckt 
die vollständige Digitalisierung der bundesgerichtlichen 
Gerichtsdossiers. Im Berichtsjahr wurde das erste Modul 
eingeführt, das die Voraussetzungen für die weitergehen-
de Digitalisierung schafft. Parallel dazu trieb der Informa-
tikdienst unter Beizug einer externen Firma die Program-
mierung für den elektronischen Richterarbeitsplatz voran. 
Im Rahmen dieses Digitalisierungsprozesses beschloss 
das Gesamtgericht am 25. September, den interessierten 
Gerichtsmitgliedern auch das mobile Arbeiten zu ermög-
lichen. Dieser Zugriff auf die persönliche Arbeitsplatzum-
gebung wird als eigenständiges Modul mittelfristig reali-
siert.

Das dritte Projekt bezweckt die Einführung des pa-
pierlosen Dossiers in der Gerichtsverwaltung (GEVER). 
Dazu wurde im Berichtsjahr ein neuer Ablageplan für die 
Geschäfte der Gerichtsverwaltung erarbeitet und das 
Programm für den Testbetrieb bestimmt.

Im Rahmen der Überprüfung der Dienste des Bun-
desgerichts liess die Verwaltungskommission auch die 
IT-Strategie durch einen externen Experten überprüfen. 
Dieser präsentierte am 4. Dezember seinen Bericht. Der 
Prüfbericht erachtet die heutige Open-Source-basierte 
Strategie des Bundesgerichts als nachhaltig und sicher; 
einen Wechsel zu proprietären Lösungen beurteilte der 
Experte nicht als sinnvoll, namentlich aus Kostengründen. 
Er formulierte einige Empfehlungen, die weiter geprüft 
werden.

Ferner beschloss die Verwaltungskommission am 
19. September unter Berücksichtigung des Schreibens 
der GPK vom 31. März, das Programm OpenJustitia dem 
Bundesstrafgericht unter engen Auflagen für die eigene 
Nutzung zu übergeben.

Kanzlei
Die Zahl der elektronischen Beschwerden war mit 45 
(Vorjahr 38) weiterhin klein.

Archiv
Das einer externen Firma übertragene Projekt zur Digita-
lisierung der früheren Urteile des Bundesgerichts kam gut 
voran.

Informationswesen
Das Bundesgericht veröffentlichte im Berichtsjahr 319 Ur-
teile in der Amtlichen Sammlung der Bundesgerichtsent-
scheide (Vorjahr 319). Es schaltete alle verfahrensab-
schliessenden Urteile im Internet auf, um die Transparenz 
der Rechtsprechung zu gewährleisten. Die Dispositive 
aller Urteile sind in der Eingangshalle des Bundesgerichts 
in Lausanne öffentlich aufgelegt worden, in 57 Fällen ohne 
Namensangabe. Auf die Namensangabe verzichtet wur-
de in der weit überwiegenden Zahl zum Opferschutz in 
Strafsachen, namentlich bei Sexualdelikten, sowie in ei-
nigen Fällen betreffend strafprozessuale Zwangsmass-
nahmen oder den sonstigen Persönlichkeitsschutz.

Das Bundesgericht berichtete mit 55 (Vorjahr 61) Me-

dienmitteilungen über seine Rechtsprechung. Eine wei-
tere Medienmitteilung betraf den Geschäftsbericht des 
Bundesgerichts. Sie sind auf der Internetseite des Bun-
desgerichts aufgeschaltet. Es verbreitete diese Medien-
mitteilungen auch über Twitter. Von zwei öffentlichen 
Beratungen schaltete das Bundesgericht ausserdem 
Filmsequenzen über die Sitzungseröffnung und die Ver-
kündung des Urteils auf seiner Internetseite auf.
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Beziehungen zu den kantonalen Gerichten
Das Bundesgericht führte am 27. Oktober an seinem Sitz 
in Lausanne die jährliche Justizkonferenz mit den obers-
ten kantonalen Gerichten durch. Schwerpunktthema 
 bildete wie im Vorjahr die Einführung des digitalen Ge-
richtsdossiers und des obligatorischen elektronischen 
Rechtsverkehrs mit den professionellen Anwendern (sie-
he dazu oben bei der Informatik). Die Konferenz beschloss 
auch, dass die kantonalen Gerichte wie bisher selber 
bestimmen, wer an der Justizkonferenz teilnimmt (grund-
sätzlich ein Teilnehmer pro Kanton). Je nach Hauptthema 
einer Konferenz kann die Vertretung auch angepasst wer-
den.

Beziehungen zur KKJPD
Im Berichtsjahr wurden die Beziehungen zur KKJPD im 
Rahmen des Gemischten Ausschusses auf Projektstufe 
gepflegt. Dieser tagte in der zweiten Jahreshälfte zweimal 
in Bern im Haus der Kantone, um das gesamtschweize-
rische Projekt Justitia 4.0 strategisch auszurichten. Die 
Gerichte sind in diesem Ausschuss durch die General-
sekretäre des Bundesgerichts, des Obergerichts des 
Kantons Zürich und der Gerichtsbarkeit des Kantons Genf 
vertreten.

Beziehungen zum Parlament
Mit den Geschäftsprüfungs- und Finanzkommissionen 
wurden die üblichen Fragen behandelt. Die Subkommis-
sionen Gerichte/BA des National- und Ständerates tagten 
zu den Geschäftsberichten der eidgenössischen Gerich-
te am 3. April am Sitz des Bundesgerichts.

Beziehungen zu ausländischen Gerichten
Die internationalen Beziehungen des Bundesgerichts sind 
in erster Linie auf die Nachbarländer und die internatio-
nalen Gerichtsvereinigungen ausgerichtet, in denen das 
Bundesgericht Mitglied ist.

Im Berichtsjahr präsidierte das Bundesgericht wie 
schon im Vorjahr die Association des Cours constitu-
tionnelles ayant en partage l’usage du français (ACCPUF). 
Der Bundesgerichtspräsident leitete die Bürositzungen, 
die in Rabat und Paris stattfanden. Das zwanzigjährige 
Bestehen der ACCPUF wurde am 15. und 16. November 
in Paris in den Räumlichkeiten des Conseil constitutionnel 
français mit einem offiziellen Festakt und einem Kongress 
über Fragen der Redaktion der Urteile feierlich begangen. 
Ausserdem nahm das Bundesgericht an verschiedenen 
Kongressen und Konferenzen im Ausland teil, namentlich 
am XVII. Kongress der Konferenz der Europäischen Ver-

fassungsgerichte in Batumi und am vierten Kongress der 
Weltkonferenz der Verfassungsgerichte in Vilnius. Eine 
Delegation des Bundesgerichts stattete dem EFTA-Ge-
richtshof in Luxemburg am 6. Juli einen Besuch ab. Am 
29. September traf sich eine Delegation des Bundesge-
richts in Strassburg mit einer Abordnung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR). Dabei 
wurden namentlich die Auswirkungen gewisser Urteile des 
EGMR auf die schweizerische Rechtsordnung erörtert.

Das Bundesgericht empfing am 21. April eine Delega-
tion des Obersten Gerichts der Volksrepublik China mit 
Präsident Qiang ZHOU und vom 9. bis 11. Juli eine Dele-
gation des Verfassungsgerichtshofs von Österreich mit 
Präsident Gerhard Holzinger je zu einem fachlichen Aus-
tausch.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesgerichts weist im Berichts-

jahr Ausgaben (inklusive Investitionen) in der Höhe von 
93 081 000 Franken und Einnahmen in der Höhe von 
14 135 000 Franken aus. Der Deckungsgrad betrug 
15,2%. Die Gerichtsgebühren beliefen sich auf 12 731 000 
Franken. Diesen Gebühren stehen effektive Verluste von 
1 212 000 Franken gegenüber. Gemessen an den faktu-
rierten Gerichtsgebühren des Berichtsjahres betrugen die 
Verluste somit 9,5%. Die Wiedereingänge abgeschriebe-
ner Forderungen beliefen sich auf 90 000 Franken.

Betrag in CHF

Ausgaben (inkl. Investitionen) 93 081 000

Einnahmen 14 135 000

Aufsichtstätigkeit gegenüber den  
erstinstanzlichen eidgenössischen 
 Gerichten und Zusammenarbeit

Sitzungen
Am 31. März behandelte das Bundesgericht mit den drei 
erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichten je getrennt 
ihren Geschäftsbericht sowie die Rechnung 2016 und 
den Voranschlag 2018. Die alle Gerichte betreffenden 
Fragen, namentlich verschiedene parlamentarische Ge-
schäfte sowie die Digitalisierung der Gerichtsdossiers 
wurden in einem gemeinsamen Teil behandelt. Weitere 
Aufsichtssitzungen fanden am 13. Oktober beim Bundes-
patentgericht und Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen 
sowie am 18. Oktober beim Bundesstrafgericht in Bellin-
zona statt. In den Herbstsitzungen liess sich die Verwal-
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tungskommission des Bundesgerichts über die aktuelle 
Informatik der erstinstanzlichen eidgenössischen Gerich-
te informieren. Gegenstand eines Meinungsaustausches 
unter den Gerichten waren auch die Empfehlungen des 
Berichts GRECO vom 15. März 2017, soweit diese die 
Gerichte betreffen (GRECO = Groupe d’Etats contre la 
corruption, Bericht zur vierten Evaluationsrunde: Präven-
tion von Korruption bei Mitgliedern von Parlamenten, Ge-
richten und Staatsanwaltschaften).

Aufsichtsanzeigen
Sieben Aufsichtsanzeigen gingen neu ein; sie richteten 
sich gegen das Bundesverwaltungsgericht. Das Bundes-
gericht erledigte fünf Anzeigen, davon eine aus dem Vor-
jahr.

Im Aufsichtsverfahren 12T_2/2016 ging es um die Fra-
ge, ob die Erhebung von Kostenvorschüssen bei unbe-
gleiteten minderjährigen Asylsuchenden auf eine Rechts-
verweigerung hinauslaufe bzw. den Zugang zum Gericht 
in unzulässiger Weise beschränke. Das Bundesgericht 
stellte fest, dass sich seine Aufsichtskompetenz auf die 
Kontrolle beschränkt, ob die administrativen Mechanis-
men bei einem erstinstanzlichen eidgenössischen Gericht 
eine übermässige und unzulässige Einschränkung des 
Zugangs zur Justiz bewirken. Bei unbegleiteten minder-
jährigen Asylsuchenden wurde dies vorliegend bejaht. Die 
Aufsichtsanzeige wurde teilweise gutgeheissen und das 
Bundesverwaltungsgericht eingeladen, in künftigen Fällen 
seine Praxis dahingehend anzupassen, dass in solchen 
Fällen in der Regel ein besonderer Grund im Sinne von 
Art. 63 Abs. 4 VwVG angenommen und auf einen Kos-
tenvorschuss verzichtet wird.

Im Aufsichtsverfahren 12T_2/2017 war das Bundesge-
richt zum wiederholten Male mit einer Aufsichtsanzeige der 
Eidgenössischen Schätzungskommission 10 (ESchK 10) 
befasst, die aufgrund einer aussergewöhnlichen Arbeits-
last, insbesondere im Zusammenhang mit Entschädi-
gungsforderungen wegen Lärmbelästigung durch den 
Flughafen Zürich, vor akuten strukturellen Problemen steht, 
sodass ein ordnungsgemässes Funktionieren nicht mehr 
gewährleistet ist. Um die institutionelle Unabhängigkeit der 
ESchK 10 von den Enteignern und damit eine rechtsstaat-
lich korrekte, verfassungsmässige Gerichtsorganisation 
sicherzustellen, ordnete das Bundesgericht in teilweiser 
Gutheissung der Aufsichtsanzeige anstelle des Bundes-
verwaltungsgerichts an, dass das Bundesverwaltungs-
gericht bis zum Inkrafttreten des revidierten Enteignungs-
gesetzes der ESchK 10 jene Kosten vorschiesst, die nicht 
rechtzeitig durch Kostenvorschüsse bei den Enteignern 

gedeckt werden können, und es für den Bund jene Kosten 
der ESchK 10 definitiv trägt, die in den Enteignungsverfah-
ren nicht eingebracht werden können.

Zusammenarbeit
Die Generalsekretäre der Gerichte trafen sich zweimal in 
Luzern und einmal in Bellinzona zum Gedankenaustausch 
und zur Koordination verschiedener Fragen zwischen den 
Gerichten, namentlich zur Vorbereitung von Geschäften 
der Verwaltungskommissionen. Weitere Schwerpunkte 
bildeten die Gerichtsinformatik, die Einführung des elek-
tronischen Gerichtsdossiers sowie von GEVER und die 
Zufriedenheitsumfrage bei den Rechtsanwälten, welche 
die eidgenössischen Gerichte zum ersten Mal durch-
führten.

Zwischen den Diensten der Gerichte gab es im Übri-
gen vor allem zu Personal- und Finanzfragen einen regel-
mässigen und konstruktiven Austausch.

Geschäftsberichte der erstinstanzlichen 
eidgenössischen Gerichte

Aus den Geschäftsberichten der erstinstanzlichen eidge-
nössischen Gerichte sind namentlich die nachfolgenden 
Punkte besonders zu erwähnen.

Bundesstrafgericht
Beim Bundesstrafgericht gingen 884 Fälle neu ein. Das 
Gericht erledigte 926 Fälle. 292 Verfahren wurden auf das 
Folgejahr übertragen. Die Strafkammer erledigte 74 Ver-
fahren; in 46 Fällen führte sie eine Verhandlung durch.

Die Gerichtsorganisation blieb im Berichtsjahr unver-
ändert. Das Gericht traf organisatorische Vorbereitungen 
für die Integration der neuen Berufungskammer.

Bundesverwaltungsgericht
Beim Bundesverwaltungsgericht gingen 7365 Fälle neu 
ein. Das Gericht erledigte 7385 Fälle. 5720 Verfahren wur-
den auf das Folgejahr übertragen. 37 Fälle wurden an 
einer Sitzung beraten. Im Asylwesen gingen 4412 Fälle 
ein; 4423 Fälle wurden erledigt.

Das Gericht bereitete sich auf die neuen Zuständig-
keiten im Rahmen des Nachrichtendienstgesetzes vor. 
Das Generalsekretariat gab sich eine neue Führungs-
struktur.

Das Gericht schlägt dem Gesetzgeber eine redaktio-
nelle Anpassung von Art. 23 Abs. 2 VGG betreffend die 
einzelrichterliche Zuständigkeit vor. Weil die Swisscom 
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die analogen Dienstleistungen aufgibt, regt das Gericht 
an, vor allem im Asylgesetz gesetzliche Hinweise auf 
 Telefax-Eingaben zu streichen. Weiter schlägt das Gericht 
entsprechend Art. 42 Abs. 6 BGG vor, auch im Verwal-
tungsgerichtsgesetz eine Bestimmung betreffend weit-
schweifige Rechtsschriften aufzunehmen.

Bundespatentgericht
Beim Bundespatentgericht gingen 34 Fälle neu ein. Das 
Gericht erledigte 24 Fälle; davon 14 Fälle durch Vergleich. 
39 Verfahren wurden auf das Folgejahr übertragen. In 
7 Verfahren haben die Parteien in gegenseitigem Einver-
ständnis für die Eingaben und die mündlichen Verhand-
lungen die englische Sprache gewählt.

Europäischer Gerichtshof 
für  Menschenrechte (EGMR)

Im Berichtsjahr wurden beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte 266 Beschwerden gegen die Schweiz of-
fiziell registriert (Vorjahr 258). Der EGMR fällte 263 Entschei-
dungen betreffend die Schweiz. Am Ende des Berichtsjahrs 
waren 141 Fälle gegen die Schweiz in Strassburg hängig.

Das Bundesgericht wurde vom schweizerischen Pro-
zessbevollmächtigten in 13 Fällen (Vorjahr 12) zur Stel-
lungnahme eingeladen.

Der EGMR fällte in zehn Fällen ein Urteil. Letzte natio-
nale Instanzen waren in je fünf Fällen das Bundesgericht 
und das Bundesverwaltungsgericht. Der EGMR stellte in 
vier Fällen eine Verletzung der Konvention durch die 
Schweiz fest (Vorjahr 5).

Im Fall C. M. befand der Gerichtshof, das schweizerische 
Gericht habe den Grundsatz der Waffengleichheit verletzt, 
weil der anwaltlich nicht vertretene Kläger die Antwort der 
Gegenpartei erst zwei Tage vor der Urteilsfällung zur Replik 
erhalten hatte (Verletzung von Art. 6 Ziff. 1 EMRK).

Im Fall A. I. befand der Gerichtshof, es sei möglich, dass 
der Beschwerdeführer als Person und durch seine exilpoli-
tische Tätigkeit die Aufmerksamkeit der sudanesischen Si-
cherheitsdienste geweckt habe. Es gäbe vernünftige Grün-
de zu glauben, dass der Beschwerdeführer bei der Ankunft 
am Flughafen von Khartum festgehalten, verhört und gefol-
tert würde. Die Ausschaffung nach Sudan verletzte daher 
das Recht auf Leben und das Verbot der Folter (Verletzung 
von Art. 2 und 3 EMRK). Gegen das Folterverbot verstiess 
wegen der Gefahr von Misshandlungen im Fall X auch die 
Ausweisung eines sri-lankischen Staatsangehörigen tamili-
scher Herkunft, der in der Schweiz um Asyl nachgesucht 

und geltend gemacht  hatte, der Organisation Tigers of Tamil 
Eelam anzugehören (Verletzung von Art. 3 EMRK).

Im Fall Mercan und andere entschied der Gerichtshof 
analog zum früheren Fall Perinçek, dass eine strafrecht-
liche Verurteilung wegen der Leugnung des Völkermordes 
an den Armeniern betreffend die Massaker im Jahre 1915 
gegen die Meinungsäusserungsfreiheit verstösst (Verlet-
zung von Art. 10 EMRK).

Im Urteil Osmanoglu und Kocabas gewichtete der 
EGMR das öffentliche Interesse an einer vollständigen 
Teilnahme am obligatorischen Schulunterricht und der 
sozialen Integration nach den lokalen Gepflogenheiten 
höher als das private Interesse der Mädchen und ihrer 
Eltern, aus religiösen Gründen vom gemischten Schwimm-
unterricht dispensiert zu werden (keine Verletzung von 
Art. 9 EMRK).
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Verwaltungskommission

Im Rahmen eines beim Bundesstrafgericht hängigen 
Strafverfahrens entschied die Verwaltungskommission 
am 13. Juli auf Ersuchen des Präsidenten des Bundes-
strafgerichts und anstelle der Verwaltungskommission 
seines Gerichts, die sich im Ausstand befand, den Präsi-
denten des Bundesstrafgerichts im gegen ihn ange-
strengten strafprozessualen Vorverfahren vom Amtsge-
heimnis zu entbinden. In diesem Zusammenhang zeigte 
sich eine gewisse Problematik in der Praxis der zustän-
digen parlamentarischen Kommissionen. Wenn das Er-
mächtigungsverfahren für eine Strafverfolgung gegen 
Gerichtspersonen nicht zu Beginn des strafprozessualen 
Vorverfahrens und nur auf Antrag der Strafverfolgungs-
behörde durchgeführt wird, nicht aber auf Antrag der 
betroffenen Gerichtsperson, droht das Ermächtigungs-
verfahren in solchen Fällen seinen Sinn und Zweck zu 
verlieren (vgl. dazu den Beschluss des Bundesstrafge-
richts BB.2016.367).

Abteilungen

Im Berichtsjahr hat das Bundesgericht in seiner Recht -
sprechung keine Fälle behandelt, die dem Gesetzgeber 
im Rahmen des horizontalen Zusammenwirkens der 
Staatsgewalten mitzuteilen wären, um Rückschlüsse auf 
die Gesetzgebungstätigkeit zu ermöglichen.

2. HINWEISE AN DEN GESETZGEBER
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3. STATISTIKEN

3.1 Art und Zahl der Geschäfte 
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Beschwerden in öffentlich-rechtlichen 
 Angelegenheiten

3519 3719 1334 3643 3417 1560 122 1095 1581 512 106 1

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 379 370 55 433 429 59 6 344 71 8 – –

Klagen 2 2 1 1 1 1 – – 1 – – –

Revisionsgesuche usw. 103 104 14 102 101 15 8 50 39 4 – –

Total 4003 4195 1404 4179 3948 1635 136 1489 1692 524 106 1

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden

Beschwerden in Zivilsachen 1725 1684 608 1725 1748 585 80 756 715 195 – 2

Klagen – – – 1 1 – – 1 – – – –

Revisionsgesuche usw. 47 48 2 60 56 6 4 30 21 1 - -

Total 1772 1732 610 1786 1805 591 84 787 736 196 0 2

Strafrechtspflege

Beschwerden in Strafsachen 1933 1846 733 2029 1996 766 68 734 867 324 1 2

Revisionsgesuche usw. 36 35 6 28 28 6 – 24 3 1 – –

Total 1969 1881 739 2057 2024 772 68 758 870 325 1 2

Weitere Geschäfte

Freiwillige Gerichtsbarkeit – 1 – – – – – – – – – –

Aufsichtsbeschwerden 3 2 2 7 5 4 – 2 1 2 – –

Beschwerden an die Rekurskommission 1 1 – – – – – – – – – –

Revisionsgesuche usw. – – 2 – – 2 – – – – – –

Total 5 4 4 7 5 6 0 2 1 2 0 0

GESAMTTOTAL 7749 7812 2757 8029 77822 3004 288 3036 3299 1047 107 5

1  Geringfügige Unterschiede gegenüber den Zahlenangaben im vorjährigen Geschäftsbericht sind durch spätere Änderungen bedingt  
(Prozessvereinigungen / Trennungen usw.).

2  Hinzu kommen 13 EMRK-Vernehmlassungen
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3.1.2 Art der Erledigung 2017

288 3,70%

Abschreibung

3036 39,01%

Nichteintreten

1047 13,45%

Gutheissung  
(auch teilweise)

3299 42,39%

Abweisung

112 1,44%

andere Verfahrenserledigung

3.1.1 Streitsachen nach Sprachen 2017

7782
Total

416 5,2%

Italienisch

2709 33,7%

Französisch

4904 61,1%

Deutsch

435 5,6%

Italienisch

2753 35,4%

Französisch

4594 59,0%

Deutsch

8029
Eingänge

7782
Erledigungen

3.1.3 Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

3.1.4 Eingänge, Erledigungen, Überträge
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3.2 Dauer der Geschäfte 

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
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Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 897 960 750 577 210 23 3417

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 306 71 29 20 3 – 429

Klagen – 1 – – – – 1

Revisionsgesuche usw. 62 27 7 4 1 – 101

Total 1265 1059 786 601 214 23 3948

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden

Beschwerden in Zivilsachen 589 402 418 276 59 4 1748

Klagen – 1 – – – – 1

Revisionsgesuche usw. 31 20 5 – – – 56

Total 620 423 423 276 59 4 1805

Strafrechtspflege

Beschwerden in Strafsachen 464 624 317 452 122 17 1996

Revisionsgesuche usw. 11 13 – 3 1 – 28

Total 475 637 317 455 123 17 2024

Weitere Geschäfte

Aufsichtsbeschwerden – 3 1 – 1 – 5

Total 0 3 1 0 1 0 5

GESAMTTOTAL 2360 2122 1527 1332 397 44 7782

44 0,6%

mehr als 2 Jahre

397 5,1%

1 bis 2 Jahre

2122 27,3%

1 bis 3 Monate

2360 30,3%

bis 1 Monat

1332 17,1%

7 bis 12 Monate

1527 19,6%

4 bis 6 Monate

7782
Total
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3.2.1 Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte 

Erledigungen
Mittlere Dauer (Tage)

Erledigungen
Maximale Dauer 
(Tage)

Übertragene 
 Fälle

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
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Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 142 13 156 2184 296 151 1091

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 44 10 55 565 73 91 434

Klagen 37 9 46 37 9 1015 1015

Revisionsgesuche usw. 46 11 57 393 31 214 1280

Durchschnitt 129 13 142 150

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden

Beschwerden in Zivilsachen 119 16 135 1918 130 133 1670

Klagen 43 8 51 43 8 – –

Revisionsgesuche usw. 42 11 54 201 79 84 152

Durchschnitt 116 15 132 133

Strafrechtspflege

Beschwerden in Strafsachen 150 9 159 1270 91 124 1274

Revisionsgesuche usw. 75 6 81 415 11 48 94

Durchschnitt 149 8 158 124

Weitere Geschäfte

Aufsichtsbeschwerden 143 10 153 385 23 165 464

Revisionsgesuche usw. – – – – – 3140 3952

Durchschnitt 143 10 153 1157

GESAMTDURCHSCHNITT 131 12 144 142
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3.3 Erledigungsquotienten 

Erledigung Neueingänge (Q1) Erledigung Überträge  
aus den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Erledigungen 
zu Neueingängen (Q3)
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung 1322 922  (70%) 400  (30%) 352 328  (93%) 24  (7%) 1322 1250  (95%)

II. öffentlich-rechtliche Abteilung 1168 669  (57%) 499  (43%) 577 490  (85%) 87  (15%) 1168 1159  (99%)

I. zivilrechtliche Abteilung 805 508  (63%) 297  (37%) 271 261  (96%) 10  (4%) 805 769  (96%)

II. zivilrechtliche Abteilung 1352 1047  (77%) 305  (23%) 372 352  (95%) 20  (5%) 1352 1399  (103%)

Strafrechtliche Abteilung 1500 843  (56%) 657  (44%) 661 638  (97%) 23  (3%) 1500 1481  (99%)

I. sozialrechtliche Abteilung 937 586  (63%) 351  (37%) 243 240  (99%) 3  (1%) 937 826  (88%)

II. sozialrechtliche Abteilung 938 616  (66%) 322  (34%) 279 277  (99%) 2  (1%) 938 893  (95%)

Weitere Instanzen 7 4  (57%) 3  (43%) 2 1  (50%) 1  (50%) 7 5  (71%)

TOTAL 8029 5195 (65%) 2834 (35%) 2757 2587 (94%) 170 (6%) 8029 7782 (97%)

 

8029
Eingänge

7782 
Erledigungen

2834 35%

Übertrag auf 2018

5195 65%

erledigt 2017

3.3.1  Erledigung Neueingänge (Q1)

8029
Total

2587 94%

erledigt 2017

170 6%

Übertrag auf 2018

8
eingegangen vor  

mehr als 2 Jahren

162
eingegangen vor  

1 bis 2 Jahren

3.3.2  Erledigung Überträge aus den Vorjahren (Q2)

2757
Total

3.3.3 Verhältnis 
Erledigungen 
zu Neueingän-
gen (Q3)
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3.4 Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung) 

Einzel-
richter

Zirkulationsweg Sitzungen

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 3 
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Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 1000 2061 308 2369 48 48

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 340 82 5 87 2 2

Klagen – 1 – 1 – –

Revisionsgesuche usw. 9 92 – 92 – –

Total 1349 2236 313 2549 50 50

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden

Beschwerden in Zivilsachen 694 888 157 1045 9 9

Klagen – – 1 1 – –

Revisionsgesuche usw. 3 52 1 53 – –

Total 697 940 159 1099 9 9

Strafrechtspflege

Beschwerden in Strafsachen 698 1183 104 1287 11 11

Revisionsgesuche usw. – 28 – 28 – –

Total 698 1211 104 1315 11 11

Weitere Geschäfte

Aufsichtsbeschwerden – 5 – 5 – –

Total 0 5 0 5 0 0

GESAMTTOTAL 2744 4392 576 4968 70 70

4968 63,8%

Zirkulationsweg

576 11,6% 
5 Richter

4392 88,4%

3 Richter

70 0,9%

Sitzungen

2744 35,3% 
Einzelrichter

7782
Total

70 100%

5 Richter
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3.5 Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen 

I. öffentlich-rechtliche Abteilung Ü
b
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Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 264 708 646 326

Beschwerden in Strafsachen 78 557 543 92

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 4 7 8 3

Revisionsgesuche usw. 6 50 53 3

Total 352 1322 1250 424

II. öffentlich-rechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 557 1092 1085 564

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 13 51 52 12

Klagen 1 1 1 1

Revisionsgesuche usw. 6 24 21 9

Total 577 1168 1159 586

I. zivilrechtliche Abteilung

Beschwerden in Zivilsachen 259 671 647 283

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 11 102 92 21

Revisionsgesuche usw. 1 32 30 3

Total 271 805 769 307

II. zivilrechtliche Abteilung

Beschwerden in Zivilsachen 349 1054 1101 302

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 22 267 270 19

Klagen – 3 2 1

Revisionsgesuche usw. 1 28 26 3

Total 372 1352 1399 325

Strafrechtliche Abteilung

Beschwerden in Strafsachen 655 1472 1453 674

Revisionsgesuche usw. 6 28 28 6

Total 661 1500 1481 680

I. sozialrechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 235 916 805 346

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 5 6 7 4

Revisionsgesuche usw. 3 15 14 4

Total 243 937 826 354

II. sozialrechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 278 925 880 323

Revisionsgesuche usw. 1 13 13 1

Total 279 938 893 324

Weitere Instanzen

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission 2 7 5 4

Total 2 7 5 4

GESAMTTOTAL 2757 8029 7782 3004
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3.5.1  Eingang 2017

1352
II. zivilrechtliche Abteilung

7
Weitere Instanzen

938
II. sozialrechtliche Abteilung

937
I. sozialrechtliche Abteilung

1500
Strafrechtliche Abteilung

1322
I. öffentlich-rechtliche Abteilung

1168
II. öffentlich-rechtliche Abteilung

805
I. zivilrechtliche Abteilung

8029
Total

3.5.2 Erledigung 2017

3.5.3 Übertrag auf 2018

1399
II. zivilrechtliche Abteilung

5
Weitere Instanzen

893
II. sozialrechtliche Abteilung

826
I. sozialrechtliche Abteilung

1481
Strafrechtliche Abteilung

1250
I. öffentlich-rechtliche Abteilung

1159
II. öffentlich-rechtliche Abteilung

769
I. zivilrechtliche Abteilung

7782
Total

424
I. öffentlich-rechtliche Abteilung

325
II. zivilrechtliche Abteilung

4
Weitere Instanzen

324
II. sozialrechtliche Abteilung

354
I. sozialrechtliche Abteilung

680
Strafrechtliche Abteilung

586
II. öffentlich-rechtliche Abteilung

307
I. zivilrechtliche Abteilung

3004
Total
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3.6 Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (5-Jahres-Vergleich) 

Eingang Erledigung

I. öffentlich-rechtliche Abteilung 20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 915 634 665 610 708 935 637 643 652 646

Beschwerden in Strafsachen 464 426 452 500 557 536 458 435 492 543

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 3 9 7 6 7 5 7 9 3 8

Klagen – – 1 – – – – 1 – –

Revisionsgesuche usw. 42 54 41 44 50 40 53 43 44 53

Total 1424 1123 1166 1160 1322 1516 1155 1131 1191 1250

II. öffentlich-rechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 1230 1191 1156 1187 1092 1164 1127 1189 1161 1085

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 61 71 75 55 51 63 69 75 51 52

Klagen 2 1 2 2 1 1 3 1 2 1

Revisionsgesuche usw. 30 25 24 30 24 29 28 23 27 21

Total 1323 1288 1257 1274 1168 1257 1227 1288 1241 1159

I. zivilrechtliche Abteilung

Beschwerden in Zivilsachen 628 715 705 731 671 675 672 694 746 647

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 84 105 84 90 102 80 96 99 91 92

Klagen 4 1 1 – – 4 – 2 – –

Revisionsgesuche usw. 23 20 17 27 32 21 21 21 26 30

Total 739 841 807 848 805 780 789 816 863 769

II. zivilrechtliche Abteilung

Beschwerden in Zivilsachen 984 1020 1038 994 1054 956 992 1026 938 1101

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 235 208 239 222 267 233 210 230 221 270

Klagen 1 – 1 – 3 1 1 1 – 2

Revisionsgesuche usw. 24 27 15 20 28 27 25 14 22 26

Total 1244 1255 1293 1236 1352 1217 1228 1271 1181 1399

Strafrechtliche Abteilung

Beschwerden in Strafsachen 1253 1256 1343 1433 1472 1064 1247 1246 1354 1453

Revisionsgesuche usw. 27 29 36 36 28 22 23 44 35 28

Total 1280 1285 1379 1469 1500 1086 1270 1290 1389 1481

I. sozialrechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 923 940 954 858 916 952 937 970 957 805

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 10 7 4 6 6 4 12 4 3 7

Revisionsgesuche usw. 18 13 21 16 15 23 8 23 18 14

Total 951 960 979 880 937 979 957 997 978 826

II. sozialrechtliche Abteilung

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 937 926 956 864 925 1018 913 879 949 880

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 1 1 2 – – 1 – 2 1 –

Revisionsgesuche usw. 16 20 15 13 13 15 19 15 15 13

Total 954 947 973 877 938 1034 932 896 965 893

Weitere Instanzen

Freiwillige Gerichtsbarkeit – – – 1 – – – – 1 –

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission 3 5 4 3 7 7 4 4 2 5

Beschwerden an die Rekurskommission – 1 – 1 – – 1 – 1 –

Total 3 6 4 5 7 7 5 4 4 5

GESAMTTOTAL 7918 7705 7858 7749 8029 7876 7563 7693 7812 7782
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3.7 Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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010.00 Aus Art. 8 und 29 BV abgeleitete Rechte 5 – 1 – 6

010.90 Nicht zuzuordnende Beschwerden wegen Verletzung des 
 Willkürverbots

– – – – –

011.00 Persönliche Freiheit, Schutz der Privatsphäre, Menschenwürde  
(ohne Haftbeschwerde)

6 – – – 6

012.00 Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit 2 – – – 2

013.00 Meinungsfreiheit (i.w.S.) und Religionsfreiheit 2 – 2 – 4

014.00 Bürgerrecht, Niederlassungsfreiheit, Fremdenpolizei, Asylrecht 417 26 – 8 451

014.10 Bürgerrecht 13 7 – 1 21

014.20 Niederlassungsfreiheit 1 – – – 1

014.30 Ausländerrecht 403 19 – 7 429

015.00 Staatshaftung 16 1 1 – 18

016.00 Politische Rechte 38 – – – 38

017.00 Öffentliches Personalrecht 54 6 – 1 61

018.00 Gemeindeautonomie 7 – – – 7

019.00 Andere Grundrechte – – – – –

020.00 Eigentumsgarantie 4 – – – 4

021.00 Stiftungsaufsicht – – – – –

022.00 Bäuerlicher Grundbesitz (ohne Erbteilung) 5 – – – 5

023.00 Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 6 – – – 6

023.99 Öffentliche Register – 1 4 1 6

030.00 Zivilprozess – – – – –

031.00 Strafprozess – – – – –

032.00 Verwaltungsverfahren 34 – – 3 37

033.00 Zuständigkeit, Garantie des wohnsitz- und verfassungs mässigen 
Richters

6 – 72 11 89

034.00 Zwangsvollstreckung – – – – –

035.00 Schiedsgerichtsbarkeit – – – – –

036.00 Auslieferung 30 – – 1 31

037.00 Rechtshilfe 109 – – 1 110

038.00 Kantonales Straf- und Verwaltungsstrafrecht – – – – –

039.99 Schule, Wissenschaft und Forschung 67 7 – – 74

043.99 Sprache, Kunst und Kultur 2 – – 1 3

045.99 Natur-, Heimat- und Tierschutz 5 – – – 5

050.00 Landesverteidigung 4 – – – 4

060.00 Subventionen 3 – – – 3

061.00 Zölle 5 – – – 5

062.00 Direkte Steuern 306 8 – 6 320

063.00 Stempelabgaben – – – – –

064.00 Indirekte Steuern 8 – – – 8

065.00 Verrechnungssteuer 16 – – 1 17

066.00 Militärpflichtersatz 1 – – – 1

067.00 Doppelbesteuerung – – – 1 1

068.00 Andere Abgaben 40 1 – 1 42

069.00 Abgabebefreiung und Abgabeerlass 3 6 – – 9

070.00 Raumplanung 92 – – 5 97

071.00 Landumlegungen 2 – – – 2

072.00 Kantonales Baurecht 138 – – 3 141

073.00 Enteignung 16 – – – 16

074.00 Energie 6 – – – 6

075.00 Strassenwesen (inkl. Strassenverkehr) 113 – 1 2 116

076.00 Öffentliche Werke des Bundes (Planung, Bau und Betrieb) 3 – – – 3

077.00 Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) 1 – – 1 2

078.00 Post, Fernmeldewesen – – – – –

079.00 Radio und Fernsehen 5 – – – 5

079.90 Gesundheit 7 – – – 7
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080.00 Medizinalberufe 6 1 – – 7

081.00 Schutz des ökologischen Gleichgewichts 27 – – – 27

082.00 Krankheitsbekämpfung 1 – – – 1

083.00 Lebensmittelpolizei – – – – –

084.00 Arbeitsgesetzgebung (Arbeitszeit, Nacht- und Sonntagsarbeit) 20 – – – 20

085.00 Sozialversicherung 1544 – 1 25 1570

085.01 Sozialversicherung, allgemeiner Teil 1 – – – 1

085.10 Alters- und Hinterlassenenversicherung 106 – – 2 108

085.30 Invalidenversicherung 761 – – 7 768

085.40 Ergänzungsleistung zur AHV/IV 90 – – 3 93

085.50 Berufliche Vorsorge 83 – – 1 84

085.70 Krankenversicherung 102 – 1 2 105

085.80 Unfallversicherung 259 – – 7 266

085.90 Militärversicherung 7 – – 1 8

085.95 Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft 3 – – – 3

086.00 Familienzulagen und kantonale Sozialversicherung 17 – – 1 18

086.20 Arbeitslosenversicherung 115 – – 1 116

087.00 Wohnbau- und Eigentumsförderung – – – – –

088.00 Sozialhilfe 84 1 – 1 86

090.00 Wirtschaft (öffentliches Recht, wenn keine speziellere Nummer) 45 8 – – 53

091.00 Freie Berufe 18 1 – 1 20

092.00 Preisüberwachung – – – – –

093.00 Landwirtschaft 4 – – – 4

093.99 Forstwesen, Jagd und Fischerei 3 – – – 3

095.99 Handel, Kredit und Privatversicherung 9 – – 2 11

099.00 Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – –

Total Staats- und Verwaltungsrecht 3345 67 82 76 3570
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Privatrecht B
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100.01 Personenrecht 17 1 – 18

101.00 Persönlichkeitsschutz 13 1 – 14

102.00 Namensrecht 1 – – 1

103.00 Vereine – – – –

104.00 Stiftungen 2 – – 2

105.00 Andere Fälle 1 – – 1

109.90 Familienrecht 574 21 8 603

110.00 Eheschliessung (inklusive Ehenichtigkeit) 1 – – 1

111.00 Ehescheidung und Ehetrennung 134 13 1 148

111.01 Ehescheidung und Ehetrennung (dringend) 40 – – 40

112.00 Wirkungen der Ehe und Güterrecht 11 1 – 12

112.01 Wirkungen der Ehe und Güterrecht (dringend) 75 2 – 77

113.00 Kindesverhältnis 138 2 3 143

113.01 Kindesverhältnis (dringend) 33 – 1 34

114.00 Vormundschaft 74 3 3 80

114.01 Vormundschaft (dringend) 6 – – 6

115.00 Andere Fälle 17 – – 17

115.01 Andere Fälle (dringend) 45 – – 45

119.90 Erbrecht 67 5 2 74

120.00 Erben und Verfügungen von Todes wegen 22 – – 22

121.00 Erbgang: Eröffnung und Wirkungen 29 3 2 34

122.00 Teilung 16 2 – 18

123.00 Erbteilung von landwirtschaftlichen Gewerben und Grundstücken – – – –

129.90 Sachenrecht 67 20 4 91

130.00 Grundeigentum und Fahrniseigentum 31 9 2 42

131.00 Dienstbarkeiten 10 7 – 17

132.00 Grundpfand und Fahrnispfand 9 1 2 12

133.00 Besitz und Grundbuch 16 3 – 19

134.00 Andere Fälle 1 – – 1

139.90 Obligationenrecht 512 89 27 628

140.00 Kauf, Tausch, Schenkung 22 3 5 30

141.00 Miete und Pacht 139 34 10 183

141.10 Leihe (Gebrauchsleihe und Darlehen) 23 5 – 28

142.00 Arbeitsvertrag 92 10 1 103

143.00 Werkvertrag 44 3 – 47

144.00 Auftrag 72 22 4 98

145.00 Gesellschaftsrecht 37 – 3 40

146.00 Wertpapierrecht – – – –

147.00 Haftpflichtrecht 35 5 2 42

148.00 Übriges Obligationenrecht 48 7 2 57

150.00 Versicherungsvertragsrecht 46 5 1 52

160.00 Haftpflicht für Eisenbahn, elektrische und Rohrleitungsanlagen 
sowie Kernenergie

– – – –

169.90 Geistiges Eigentum und Datenschutz 18 3 1 22

170.00 Marken-, Design- und Sortenschutz 9 1 – 10

171.00 Erfindungspatente 5 – – 5

172.00 Urheberrecht 1 – – 1

173.00 Datenschutz (inklusive Öffentlichkeitsprinzip) 3 2 1 6

175.00 Unlauterer Wettbewerb 10 – – 10

176.00 Kartellrecht – 6 – 6

190.00 Übriges Zivilrecht – – – –

200.00 Schuldbetreibung und Konkurswesen 374 223 10 607

220.00 Zwangsvollstreckung – – – –

250.00 Zivilprozessordnung 12 2 3 17

260.00 Internationale Schiedsgerichte 46 – – 46

Total Privatrecht 1743 375 56 2174
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300.01 StGB allgemeiner Teil 167 – – 167

301.00 Strafzumessung 52 – – 52

302.00 Bedingter Strafvollzug 19 – – 19

303.00 Massnahmen 54 – – 54

304.00 Jugendliche und junge Erwachsene – – – –

305.10 Strafbarkeit 1 – – 1

305.20 Absehen von Strafe – – – –

305.30 Verjährung 1 – – 1

305.40 Übertretungen 1 – – 1

305.90 Übrige Fragen 39 – – 39

309.90 StGB besonderer Teil 405 – 1 406

310.00 Delikte gegen Leib und Leben 121 – – 121

311.00 Vermögensdelikte 120 – – 120

311.10 Strafbare Handlungen gegen das Vermögen 114 – – 114

311.20 Verletzung des Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisses 1 – – 1

311.30 Konkurs- und Betreibungsverbrechen oder -vergehen 5 – – 5

311.40 Allgemeine Bestimmungen – – – –

312.00 Ehrverletzungen 35 – – 35

313.00 Verbrechen und Vergehen gegen die Freiheit 25 – – 25

314.00 Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität 42 – – 42

315.00 Urkundendelikte 12 – – 12

316.00 Andere Delikte 50 – 1 51

319.99 Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze 188 – – 188

320.00 Strafbestimmungen des SVG 114 – – 114

321.00 Strafbestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes 19 – – 19

322.00 Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze 54 – – 54

330.00 Verwaltungsstrafrecht 1 – – 1

345.00 Strafprozessordnung 1117 45 52 1214

347.00 OHG – 15 – 15

349.90 Straf- und Massnahmenvollzug 43 – – 43

350.00 Bedingte Entlassung 16 – – 16

351.00 Andere Fragen 27 – – 27

Total Strafrecht 1920 60 53 2033

Weitere Geschäfte

390.00 Aufsichtsbeschwerden 5 5

400.00 Freiwillige Gerichtsbarkeit – –

Total Weitere Geschäfte 5 5
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Das Wichtigste 
in Kürze

Das Geschäftsaufkommen der Strafkammer ist gegenüber  
dem Vorjahr und im Vergleich der letzten fünf Jahre  

deutlich  angestiegen; die Erledigungen konnten nominell 
 gesteigert und die Pendenzen per Ende Jahr gegenüber  

dem Vorjahr  reduziert werden.

In der Beschwerdekammer sind die Eingänge gegenüber  
dem Vorjahr gestiegen und haben wieder die Maxima früherer 

Jahre erreicht.

Das neue Führungsmodell des Bundes (NFB) wurde auf  
den 1. Januar 2017 eingeführt. Zur Erfüllung seiner 

 Anforderungen hat das Bundesstrafgericht im zweiten 
 Halbjahr 2017 eine Zufriedenheitsbefragung bei Anwältinnen 

und Anwälten, die vor einer der Kammern des Bundes
strafgerichts Beschwerde eingereicht haben und/oder an 

 Verfahren beteiligt waren, durchgeführt. Ziel dieser Befragung 
war es, die Qualität der Leistungen des Bundesstrafgerichts 

zu evaluieren.
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GESCHÄFTSBERICHT DES  
BUNDESSTRAFGERICHTS 2017

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 34 Absatz 3 des Bundesgesetzes über die Organisation 
der Strafbehörden des Bundes (Strafbehördenorganisationsgesetz, StBOG; 
SR 173.71) erstatten wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 
2017.

Wir danken Ihnen für das uns gewährte Vertrauen und die uns zur Erfüllung 
unserer Aufgaben zur Verfügung gestellten Mittel. Genehmigen Sie, sehr 
 geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren National- und 
Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesstrafgerichts

Der Präsident:  Tito Ponti
Die Generalsekretärin:  Mascia Gregori Al-Barafi

Bellinzona, 23. Januar 2018
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1. ALLGEMEINER TEIL

Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane
Präsidium
Präsident:  Daniel Kipfer Fasciati
Vizepräsident:  Tito Ponti

Verwaltungskommission
Präsident:  Daniel Kipfer Fasciati 
Vizepräsident:  Tito Ponti
Mitglieder:  Sylvia Frei 

Stephan Blättler 
Giuseppe Muschietti

Gesamtgericht
Mitglieder:  Andreas J. Keller
 Emanuel Hochstrasser
 Sylvia Frei
 Daniel Kipfer Fasciati
 Tito Ponti
 Miriam Forni
 Giorgio Bomio-Giovanascini
 Roy Garré
 Cornelia Cova
 Jean-Luc Bacher
 Patrick Robert-Nicoud
 Stephan Blättler
 Giuseppe Muschietti
 Nathalie Zufferey Franciolli
 Joséphine Contu Albrizio
 David Glassey (bis 30. Juni 2017)
 Martin Stupf 
 Stefan Heimgartner (ab 1. Januar 2017)

Die sprachliche Verteilung gestaltet sich wie folgt: Zehn Richterinnen und 
Richter (7,9 Stellen) sind für die deutsche, fünf (4,6 Stellen) für die französi-
sche und zwei (1,6 Stellen) für die italienische Sprache eingesetzt.
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Generalsekretariat 
Generalsekretärin:  Mascia Gregori Al-Barafi

Kammern
Strafkammer  
Präsident:  Giuseppe Muschietti 
Mitglieder:  Emanuel Hochstrasser (Doppelzuteilung)
 Sylvia Frei
 Daniel Kipfer Fasciati
 Miriam Forni
 Jean-Luc Bacher
 Nathalie Zufferey Franciolli
 Joséphine Contu Albrizio
 David Glassey
 Martin Stupf
 Stefan Heimgartner

Beschwerdekammer 
Präsident:  Stephan Blättler
Mitglieder:  Andreas J. Keller
 Emanuel Hochstrasser (Doppelzuteilung)
 Tito Ponti
 Giorgio Bomio-Giovanascini
 Roy Garré
 Cornelia Cova
 Patrick Robert-Nicoud

Als Nachfolger von David Glassey, welcher am 30. Juni 2017 aus dem Amt 
geschieden ist, hat die Bundesversammlung am 14. Juni 2017 als ordentliches 
Mitglied Stephan Zenger gewählt.
Auf Antrag des Gesamtgerichts hat die Vereinigte Bundesversammlung am 
27. September 2017 Tito Ponti als Präsidenten und Giuseppe Muschietti als 
Vizepräsidenten für die Amtsperiode 2018/2019 gewählt. Das Gesamtgericht 
bestimmte am 27. Juni 2017 die Zusammensetzung der Kammern und der 
Verwaltungskommission für die Jahre 2018 und 2019. Letztere besteht neben 
dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten des Gerichts aus den beiden neu 
gewählten Kammerpräsidenten Giorgio Bomio-Giovanascini und Martin Stupf 
sowie Richter Patrick Robert-Nicoud. 
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Gerichtsorganisation

Am 30. Juni 2017 ist ein Richter aus dem Amt geschieden. 
Die Zahl der am Gericht tätigen Richterinnen und Richter 
beträgt per Ende Jahr mit 17 Personen eine Person we-
niger als bei normalem Bestand (Beschäftigungsumfang: 
14,1 Stellen), da das neue Mitglied Stephan Zenger das 
Amt am 1. Februar 2018 antreten wird.

Die Anzahl der Gerichtsschreiberinnen und Gerichts-
schreiber erhöhte sich auf insgesamt 23 Personen (Be-
schäftigungsumfang: 20,9 Stellen statt 19,9 im Vorjahr). 

Verwaltungskommission
Präsident: Kipfer Fasciati
Vizepräsident: Ponti 
Mitglieder:  Frei 

Blättler 
Muschietti

Generalsekretariat
Generalsekretärin: Gregori Al-Barafi

Kanzlei

Finanzen

Personal

Bibliothek

Informatik

Logistik und Sicherheit

Gerichtsschreiber/innen Gerichtsschreiber/innen

Strafkammer
Präsident: Muschietti

Beschwerdekammer
Präsident: Blättler

Gesamtgericht
Präsident: Kipfer Fasciati
Vizepräsident: Ponti



37GESCHÄF TSBERICHT 2017

BUNDESSTR AFGERICHTBUNDESSTR AFGERICHT

Geschäftsgang

Das Geschäftsaufkommen der Strafkammer ist gegen-
über dem Vorjahr und im Vergleich der letzten fünf Jahre 
deutlich angestiegen; die Erledigungen konnten nominell 
gesteigert und die Pendenzen per Ende Jahr gegenüber 
dem Vorjahr reduziert werden. In der Beschwerdekam-
mer sind die Eingänge gegenüber dem Vorjahr gestiegen 
und haben wieder den Höchstwert früherer Jahre er-
reicht. Die Bewertung der statistischen Zahlen zur Ent-
wicklung der Geschäftslast und der Erledigungen ist 
komplexer als in der Strafkammer. Es wird deshalb auf 
den detaillierten Bericht unten verwiesen.

Gesamtgericht
Das Gesamtgericht traf sich zu sechs Sitzungen (Vor-
jahr  5). Die Gesamtgerichtssitzungen dienten in der 
Hauptsache der Konstituierung der Kammern, der Wahl 
der Kammerpräsidenten und der Bestellung der Verwal-
tungskommission für die Jahre 2018–2019.

Verwaltungskommission
Die Verwaltungskommission hat sich an insgesamt neun 
Sitzungen (Vorjahr 8) der üblichen Geschäfte der Justiz-
verwaltung angenommen. 

Strafkammer (erstinstanzliches Strafgericht des 
Bundes)
Die Anzahl der Eingänge ist mit 79 (Vorjahr 58) die höchs-
te der letzten fünf Jahre und liegt somit auch über dem 
Dreijahresdurchschnitt (65). Im Berichtsjahr konnten 
74 Endentscheide (Vorjahr 57) begründet und versandt 
werden; damit liegt die Erledigungsquote über dem Drei-
jahresdurchschnitt von 59. Per Ende 2017 sind 45 Fälle 
hängig (Vorjahr 39). Davon sind 35 Fälle (Vorjahr 30) ge-
gen insgesamt 58 Personen (Vorjahr 51) noch nicht be-
urteilt. Elf weitere Fälle konnten beurteilt, aber noch nicht 
schriftlich begründet werden. Bei Anklagen liegt die 
durchschnittliche Dauer zwischen Eingang und Urteilser-
öffnung bei 6,6 Monaten, diejenige bis zum Versand des 
schriftlichen Urteils bei 9,1 Monaten. In einigen Fällen war 
es nicht möglich, die gesetzliche Frist von drei Monaten 
für die schriftliche Begründung einzuhalten. Aus den hän-
gigen Hauptverfahren gingen 25 Nebenverfahren (davon 
11 Spruchkörperentscheide; Vorjahr 26) hervor, wovon 24 
erledigt werden konnten. Aus der Fünfjahresstatistik er-
gibt sich eine kontinuierliche Zunahme der Eingänge und 
der Erledigungen im langfristigen Vergleich. Die Bundes-
anwaltschaft nutzt die Möglichkeit zum Erlass von Straf-

befehlen (30 Einsprachen; Vorjahr 22) und zur Erhebung 
von Anklagen im abgekürzten Verfahren (3 Eingänge; 
Vorjahr 3). Die derzeitige Kompetenzordnung führt aus-
serdem zu einer kontinuierlichen und markanten Zunah-
me der Einzelrichterverfahren (51 Eingänge; Vorjahr 42). 
In den Erledigungen sind die Rückweisungen von Ankla-
geschriften zur Überarbeitung enthalten (8  Fälle; Vor-
jahr 4).

Beschwerdekammer
Das Berichtsjahr war bei den Eingängen gekennzeichnet 
durch rekordhohe Eingangszahlen in der französischen 
Sprache (369 [Vorjahr: 289]), Eingänge auf gutem Nor-
malniveau in der deutschen (289 [Vorjahr: 269 ohne Be-
rücksichtigung des sogenannten Sondervolumens]) und 
relativ tiefe Eingangszahlen in der italienischen Sprache 
(68 [Vorjahr: 81]).

Die gesamten Eingangszahlen erreichten im Berichts-
jahr mit 726 einen neuen Höchststand, wenn die letztjäh-
rige Eingangszahl von 843 auf realistische 700 korrigiert 
wird (zum Ganzen siehe Geschäftsbericht 2016). Die Er-
ledigungen über alle Sprachen waren mit 778 ebenfalls 
auf höchstem Niveau. Die Einschätzung der Leistung über 
das Jahr und der aktuellen Situation am Ende des Jahres 
differiert indessen nach Sprachen. Der deutschen Spra-
che standen überdurchschnittlich viele Ressourcen zur 
Verfügung, die ursprünglich notwendig geworden waren, 
um längere krankheitsbedingte Ausfälle zu kompensieren. 
Die sehr hoch erscheinende Erledigungszahl von 346 ist 
daher etwas zu relativieren. In der französischen Sprache 
dagegen standen weniger Ressourcen als normal zur 
Verfügung, verursacht durch unbezahlten Urlaub und eine 
Fluktuationsvakanz. Zudem mussten zwei Gerichtsschrei-
ber ersetzt werden. Die Erledigungszahl von 343 ist ent-
sprechend als sehr hoch einzuschätzen und konnte nur 
erreicht werden, weil italienischsprachige Gerichtsschrei-
ber soweit möglich auch französischsprachige Fälle erle-
digten. Ein ausgeglichenes Verhältnis von Eingängen und 
Erledigungen war aber unter diesen Umständen in der 
französischen Sprache auch in diesem Jahr knapp nicht 
zu erreichen. Entsprechend hat die bereits zu hohe Pen-
denzenzahl Anfang Jahr in der französischen Sprache 
nochmals etwas zugenommen und beträgt mit 146 nun 
ungefähr die Hälfte eines Volumens der Eingänge eines 
Jahres und fast das Dreifache der Pendenzen in der deut-
schen Sprache (51). In der italienischen Sprache fällt auf, 
dass sich die Anzahl Strafverfahrensbeschwerden mit 
12 Fällen pro Jahr gegenüber dem Vorjahr nochmals hal-
biert hat. Im Jahr 2012 waren es noch 51. Das Verhältnis 
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Neueingänge zu Erledigungen (Q3) betrug insgesamt 
107%. Die Anzahl der per Ende Jahr hängigen Verfahren 
betrug 202 (Vorjahr 254). Die Anzahl der innert sechs 
Monaten abgeschlossenen Verfahren betrug rund 82%. 
Von den Ende 2017 noch nicht abgeschlossenen Verfah-
ren waren 42 (Vorjahr 12) mehr als sechs Monate alt, 
mehrheitlich in der französischen Sprache. 

Koordination der Rechtsprechung

Im Berichtsjahr traten keine Fragestellungen auf, die der 
Koordination der Rechtsprechung zwischen den Kam-
mern bedurft hätten.

Gerichtsverwaltung

Personal
Per Ende 2016 waren am Bundesstrafgericht nebst den 
Mitgliedern des Gerichts 48 Personen angestellt, aufge-
teilt auf 42,3 Stellen. Im Berichtsjahr haben acht Perso-
nen (5 Gerichtsschreiber, darunter einer mit befristetem 
Arbeitsvertrag, 1 Sekretärin, 1 Mitarbeiter der Logistik 
und Sicherheit und 1 Mitarbeiterin der Reinigungsdiens-
te) das Gericht verlassen, und es haben acht Mitarbei-
tende (6 Gerichtsschreiber, 1 Sekretärin und 1 Mitarbei-
terin der Reinigungsdienste) ihre Arbeit neu aufgenommen. 
Die Praktikanten mit ihren auf sechs Monate befristeten 
Anstellungen werden bei der Personalfluktuation nicht 
berücksichtigt. Per Ende 2017 betrug der Personalbe-
stand nebst den Mitgliedern des Gerichts 48 Personen 
auf 42,1 Stellen.

Finanzen 
Die Rechnung des Bundesstrafgerichts weist für 2017 
Ausgaben in der Höhe von 14 515 506 Franken und Ein-
nahmen von 1 120 801 Franken aus, womit ein Ausgaben-
überschuss von 13 394 705 Franken resultiert.

Die Einnahmen aus Gerichtsgebühren beliefen sich auf 
1 039 760 Franken und lagen damit um 43% über denje-
nigen im Jahre 2016. Die Einnahmen des Bundes aus von 
der Strafkammer auferlegten Verfahrenskosten und Ge-
richtsgebühren sowie aus Einziehungen und Ersatzforde-
rungen werden in der Buchhaltung der Bundesanwalt-
schaft als Vollzugsbehörde ausgewiesen. Sie erscheinen 
deshalb nicht in der Rechnung des Bundesstrafgerichts.

Die Personalkosten beliefen sich auf 11 135 010 Fran-
ken. Sie haben sich gegenüber 2016 um 1,3% reduziert, 
hauptsächlich aufgrund von Personalfluktuation.

Die Kosten für die Strafverfahren beliefen sich auf 
642 893 Franken und waren höher als erwartet, insbe-
sondere wegen Übersetzungen und Expertisen; eine 
Krediterhöhung um 52 913 Franken war notwendig. Sie 
beinhalten 217 000 Franken, welche gemäss im Jahr 2014 
in Kraft getretener Vereinbarung an die Kantonspolizei 
Tessin überwiesen wurden. 

Die Kosten für die Informatik beliefen sich auf 
399 377 Franken, dies sind 31 696 Franken oder 7,4% 
weniger als im Jahr zuvor. 

Zusätzliche Informationen zu den Finanzen finden sich 
in dem vom Eidgenössischen Finanzdepartement (EFD) 
verfassten Dokument zur Rechnung 2017.

Zusammenarbeit

Die Kontakte der Verwaltungskommission des Bundes-
strafgerichts mit derjenigen des Bundesgerichts als Auf-
sichtsbehörde waren gleichbleibend positiv. Dasselbe gilt 
für die Kontakte und die Koordination bei der Klärung 
technischer Fragen auf Ebene Generalsekretariat und 
Dienste des Bundesgerichts und der anderen eidgenös-
sischen Gerichte. Weiter wurde der Meinungsaustausch 
zu administrativen Fragen mit Delegationen der Bundes-
anwaltschaft, mit der Aufsichtsbehörde über die Bundes-
anwaltschaft und mit dem Fachbereich Rechtshilfe des 
Bundesamtes für Justiz gepflegt.

Varia

Das neue Führungsmodell des Bundes (NFB) wurde auf 
den 1. Januar 2017 eingeführt. Zur Erfüllung seiner An-
forderungen hat das Bundesstrafgericht im zweiten Halb-
jahr 2017 eine Zufriedenheitsbefragung bei Anwältinnen 
und Anwälten, die vor einer der Kammern des Bundes-
strafgerichts Beschwerde eingereicht haben und/oder an 
Verfahren beteiligt waren, durchgeführt. Ziel dieser Be-
fragung war es, die Qualität der Leistungen des Bundes-
strafgerichts zu evaluieren und diese gegebenenfalls zu 
verbessern bzw. entsprechende Anpassungen vorzuneh-
men. Um die Anonymität und die Datenqualität zu ge-
währleisten, wurde die Befragung in Zusammenarbeit mit 
dem Institut M. I. S. Trend durchgeführt. Der Fragebogen 
(in dreisprachiger Ausführung) enthielt 15  Fragen und 
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wurde 665  Anwältinnen und Anwälten zugestellt; 370 
(56%) haben an der Befragung teilgenommen. Die Ge-
samtbewertung auf einer 10er-Skala liegt bei einem Mit-
telwert von 7,8. Die vollständigen Ergebnisse sind auf der 
Internetseite des Gerichts verfügbar. 
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Geschäfte (Fälle) Verfahrensausgang 
(nach Angeklagten)
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Anklagen 50 47 34 64 61 38 16 30 10 22

Abtrennungen – 1 1 – 1 – – – – 1

Revisionsgesuche usw. – 1 – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen 4 5 1 7 6 2 – – – 7

Rückweisungen durch die Beschwerdekammer – – – – – – – – – –

Rückweisungen durch das Bundesgericht 4 3 3 8 6 5 – 3 2 2

Total 58 57 39 79 74 45 16 33 12 32

GESAMTTOTAL 901 787 293 805 852 247

2. STATISTIKEN

2.1 Art und Zahl der Geschäfte 

Geschäfte Verfahrensausgang

Geschäfte der Beschwerdekammer E
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Strafrechtspflege Beschwerden / Gesuche 473 457 82 350 342 90 49 72 163 56 2 –

Revisionsgesuche usw. 5 5 – 4 3 1 – 3 – – – –

Rückweisungen BGer 2 – 2 4 6 – 1 – 1 – 1 3

Total 480 462 84 358 351 91 50 75 164 56 3 3

Internationale Rechtshilfe Beschwerden 344 246 169 336 395 110 43 105 212 35 – –

Auslieferungshaft 16 18 – 20 20 – 2 – 17 1 – –

Revisionsgesuche usw. 1 1 – 8 8 – 6 2 – – – –

Rückweisungen BGer – 2 – 3 3 – – – – 3 – –

Total 361 267 169 367 426 110 51 107 229 39 – –

Verwaltungsrechtspflege Beschwerden gegen 
personalrechtliche 
Verfügungen des BVGer

2 1 1 1 1 1 – – – 1 – –

Total 843 730 254 726 778 202 101 182 393 96 3 3

32 34%

Diverse
12 13%

Teilweise/r Verurteilung,  
Freispruch

16 17%

Freispruch
33 36%

Verurteilung

93
Total

96 12%

Gutheissung

3 0%

Diverses

101 13%

Abschreibung

182 24%

Nichteintreten

393 51%

Abweisung, Ablehnung

778
Total

3 0%

Rückweisung
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* Ausgeschlossen: Telefonkontrollen und verdeckte Ermittlungen

2.1.1 Streitsachen nach Sprachen 2017

73 9,1%

Italienisch

396 49,2%

Französisch

336 41,7%

Deutsch

98 11,5%

Italienisch

366 43,0%

Französisch

388 45,5%

Deutsch

805
Eingänge

852
Erledigungen

2.1.2 Eingegangene Streitsachen nach Sprachen*

2.1.3 Eingänge, Erledigungen, Überträge*
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2.2 Dauer der Geschäfte 
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Anklagen 2 4 8 16 17 8 6 61

Abtrennungen – – – – – – 1 1

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – 1 4 1 – – – 6

Rückweisungen durch die Beschwerdekammer – – – – – – – –

Rückweisungen durch das Bundesgericht – – – 1 2 3 – 6

Total 2 5 12 18 19 11 7 74

Geschäfte der Beschwerdekammer b
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Strafrechtspflege Beschwerden / Gesuche 20 63 105 118 36 – – 342

Revisionsgesuche usw. – 2 1 – – – – 3

Rückweisungen BGer – 1 3 1 1 – – 6

Total 20 66 109 119 37 – – 351

Internationale Rechtshilfe Beschwerden 4 48 96 152 95 – – 395

Auslieferungshaft – 17 3 – – – – 20

Revisionsgesuche usw. 1 7 – – – – – 8

Rückweisungen BGer – 3 – – – – – 3

Total 5 75 99 152 95 – – 426

Verwaltungsrechtspflege Beschwerden gegen  
personalrechtliche 
Verfügungen des BVGer

– – – – – 1 – 1

Total 25 141 208 271 132 1 – 778

GESAMTTOTAL 27 146 220 289 151 12 7 852

18 24%

4 bis 6 Monate

2 3%

bis 5 Tage

7 9%

mehr als 2 Jahre

12 16%

1 bis 3 Monate

5 7%

6 Tage bis 1 Monat

11 15%

1 bis 2 Jahre

19 26%

7 bis 12 Monate

74
Total

25 3%

bis 5 Tage

1 0%

1 bis 2 Jahre

208 27%

1 bis 3 Monate

141 18%

6 Tage bis 1 Monat

132 17%

7 bis 12 Monate

271 35%

4 bis 6 Monate

778
Total
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2.2.1 Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte 

Erledigungen
Mittlere Dauer (Tage) 

Erledigungen 
Maximale Dauer 
(Tage)

Übertragene  
Fälle
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Anklagen 195 71 266 662 360 182 954

Abtrennungen 2485 – 2485 2485 – – –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – –

Nachträgliche  Entscheidungen 61 – 61 100 – 119 184

Rückweisungen durch die Beschwerdekammer – – – – – – –

Rückweisungen durch das Bundesgericht 308 46 354 603 171 47 164

Geschäfte der Beschwerdekammer

Strafrechtspflege Beschwerden / Gesuche 94 357 117 446

Revisionsgesuche usw. 18 42 69 69

Rückweisungen BGer 102 185 – –

Internationale Rechtshilfe Beschwerden 125 331 104 250

Auslieferungshaft 17 48 – –

Revisionsgesuche usw. 7 8 – –

Rückweisungen BGer 27 28 – –

Verwaltungsrechtspflege Beschwerden gegen 
 personalrechtliche Verfügungen 
des BVGer

538 538 192 192

1 Internationales Rechtshilfeverfahren im Gange.
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2.3 Erledigungsquotienten 

Erledigung Neueingänge (Q1) Erledigung Überträge  
aus den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Erledigungen 
zu Neueingängen (Q3)
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Strafkammer 79 41 51,9% 38 48,1% 39 33 84,6% 6 15,4% 79 74 93,7%

Beschwerdekammer
Strafrechtspflege

358 277 77,4% 81 22,6% 84 74 88,1% 10 11,9% 358 351 98,0%

Beschwerdekammer  
Internationale Rechtshilfe

368 257 69,8% 111 30,2% 170 170 100,0% – 0,0% 368 427 116,0%

TOTAL 805 575 71,4% 230 28,6% 293 277 94,5% 16 5,5% 805 852 105,8%

805
Eingänge

852 
Erledigungen

230 28,6%

Übertrag auf 2018

575 71,4%

Erledigt 2017

2.3.1  Erledigung Neueingänge (Q1)

805
Total

277 94,5%

Erledigt 2017

16 5,5%

Übertrag auf 2018

1
Eingegangen vor  

mehr als 2 Jahren

15
Eingegangen vor  

1 bis 2 Jahren

2.3.2  Erledigung Überträge aus den Vorjahren (Q2)

293
Total

2.3.3 Verhältnis 
Erledigungen zu 
Neu eingängen 
(Q3)
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2.4 Art der Erledigung (Spruchkörper/Entscheidfindung) 

mit Verhandlung ohne  
Verhandlung
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Anklagen 30 13 13 5

Abtrennungen – – – 1

Revisionsgesuche usw. – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – – 2 4

Rückweisungen durch die Beschwerdekammer – – – –

Rückweisungen durch das Bundesgericht 2 1 2 1

TOTAL 32 14 17 11
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Strafrechtspflege Beschwerden / Gesuche 14 323 5

Revisionsgesuche usw. – 3 –

Rückweisungen BGer – 6 –

Total 14 332 5

Internationale Rechtshilfe Beschwerden – 390 5

Auslieferungshaft – 20 –

Revisionsgesuche usw. – 8 –

Rückweisungen BGer – 3 –

Total – 421 5

Verwaltungsrechtspflege Beschwerden gegen personalrechtli-
che Verfügungen des BVGer

– 1 –

TOTAL 14 754 10

46 62,2%

mit Verhandlung

14 30%

3 Richter

32 70%

1 Richter

28 37,8%

ohne Verhandlung

11 39%

3 Richter

17 61%

1 Richter
74
Total

14 2%

Einzelrichter

10 1%

Sitzungen

754 97%

Zirkulationsweg
778

Total
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2.5 Art und Zahl der Geschäfte nach Kammern (5-Jahres-Vergleich)

Eingänge Erledigungen

Strafkammer 20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

Anklagen 30 40 47 50 64 37 29 38 47 61

Abtrennungen 2 – 1 – – 1 1 – 1 1

Revisionsgesuche usw. – 1 1 – – – – 1 1 –

Nachträgliche Entscheidungen 5 7 10 4 7 6 5 10 5 6

Rückweisungen Beschwerdekammer 2 – – – – 1 1 – – –

Rückweisungen BGer 4 7 1 4 8 5 7 1 3 6

Total 43 55 60 58 79 50 43 50 57 74

Beschwerdekammer – Strafrechtspflege

Beschwerden / Gesuche 289 345 231 473 350 303 359 247 457 342

Revisionsgesuche usw. 1 – 2 5 4 1 – 2 5 3

Rückweisungen BGer 8 8 1 2 4 12 2 7 – 6

Total 298 353 234 480 358 316 361 256 462 351

Beschwerdekammer – Internationale Rechtshilfe

Beschwerden 374 338 321 344 336 354 375 350 246 395

Auslieferungshaft 11 22 28 16 20 12 21 28 18 20

Revisionsgesuche usw. – 1 5 1 8 2 1 5 1 8

Rückweisungen BGer – – 2 – 3 4 – – 2 3

Beschwerden gegen personalrechtliche Verfügungen des BVGer – 2 – 2 1 1 – 2 1 1

Total 385 363 356 363 368 373 397 385 268 427

GESAMTTOTAL 726 771 650 901 805 739 801 691 787 852
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2.6 Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien

Geschäfte der Strafkammer A
n
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Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 23 StPO 43 – – 3 46

Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 24 StPO 10 – – 2 12

Kriminelle Organisation (Art. 260ter StGB) 2 – – 1 3

Finanzierung des Terrorismus (Art. 260quinquies StGB) – – – – –

Geldwäscherei (Art. 305bis StGB) 3 – – – 3

Mangelnde Sorgfalt bei Finanzgeschäften und Melderecht (Art. 305ter StGB) 1 – – – 1

Bestechung (Art. 322ter–octies ff. StGB) 1 – – – 1

Wirtschaftskriminalität 3 – – 1 4

Verwaltungsstrafsachen 8 – – 1 9

1 6

Total Geschäfte der Strafkammer 61 1 6 – – 6 74

Geschäfte der Beschwerdekammer

Beschwerdeverfahren 213 3 5 221

Gerichtsstandsverfahren 40 – – 40

Haftverfahren 11 – – 11

Entschädigungsverfahren – – – –

Entsiegelungsverfahren 16 – 1 17

Verwaltungsstrafverfahren 62 – – 62

Rechtshilfeverfahren 415 8 3 426

Auslieferung 54 1 – 55

Auslieferungshaft 20 – – 20

Überstellung 2 – – 2

Andere Rechtshilfe 334 7 3 344

Stellvertretende Strafverfolgung 1 – – 1

Vollstreckung von Strafentscheiden – – – –

Andere (IRSG) 4 – – 4

Personalrechtliche Verfügungen des BVGer 1 1

Total Geschäfte der Beschwerdekammer 758 11 9 778

GESAMTTOTAL 61 1 6 – 758 11 15 852
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Das Wichtigste  
in Kürze

Die Geschäftslast des Bundesverwaltungsgerichts bewegt  
sich weiterhin auf hohem Niveau. Es gingen insgesamt  

7365 Fälle ein; aus dem Vorjahr wurden 5740 Fälle  
übernommen. 7385 Fälle wurden abgeschlossen. Die  
durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 268 Tage.

In der Frühjahrssession hat das Parlament vier zusätzliche, 
 befristete Richterstellen für die Asylabteilungen genehmigt. 

Diese Massnahme dient dazu, die Erledigung pendenter 
 Verfahren zu beschleunigen, was im Hinblick auf das  

Inkrafttreten des revidierten Asylgesetzes mit kürzeren  
Behandlungsfristen im Jahr 2019 bedeutsam ist.

Auf das Inkrafttreten des neuen Nachrichtendienstgesetzes 
 bereitete sich das Bundesverwaltungsgericht räumlich, sicher

heitstechnisch und personell vor. Seit dem 1. September werden 
die Genehmigungsverfahren innert Wochenfrist durchgeführt.

Mit der Umsetzung der neuen Führungsstruktur des  
Generalsekretariats ab Jahresmitte wurden die Bereiche  

Informatik und Kommunikation gestärkt. Als erstes Resultat 
daraus wurde das neue Kommunikationskonzept  

verabschiedet.

Zu seinem zehnjährigen Bestehen öffnete das Bundesverwal
tungsgericht am 6. Mai seine Türen. Der Jubiläumsanlass  

lockte rund 2500 interessierte Besucherinnen und Besucher 
nach St. Gallen.
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GESCHÄFTSBERICHT 2017 
DES BUNDESVERWALTUNGSGERICHTS

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Verwaltungsgerichtsgesetzes erstatten 
wir Ihnen nachfolgend Bericht über unsere Tätigkeit im Jahr 2017.

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Bundesverwaltungsgericht 

Der Präsident:  Jean-Luc Baechler
Die Generalsekretärin:  Stephanie Rielle La Bella

St. Gallen, 2. Februar 2018
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1. ALLGEMEINER TEIL

Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane 
Präsidium
Präsident: Jean-Luc Baechler
Vizepräsidentin: Marianne Ryter

Verwaltungskommission
Präsident: Jean-Luc Baechler
Vizepräsidentin: Marianne Ryter
Mitglieder: Gérald Bovier
 Kathrin Dietrich
 William Waeber

Präsidentenkonferenz 
Präsident:  Vito Valenti, Präsident Abteilung III 
Mitglieder: Salome Zimmermann, Präsidentin Abteilung I
 Francesco Brentani, Präsident Abteilung II 
 Nina Spälti Giannakitsas, Präsidentin Abteilung IV
 Christa Luterbacher, Präsidentin Abteilung V
 Blaise Vuille, Präsident Abteilung VI

Stab Leitungsorgane 
Generalsekretärin: Stephanie Rielle La Bella
Stellvertreter: Bernhard Fasel (bis 31.5. Stellvertreter a.i.)

Abteilungen
Abteilung I
Präsidentin: Salome Zimmermann
Mitglieder: Christine Ackermann
 Christoph Bandli
 Michael Beusch
 Jérôme Candrian
 Kathrin Dietrich
 Maurizio Greppi
 Pascal Mollard
 Claudia Pasqualetto Péquignot
 Daniel Riedo
 Annie Rochat Pauchard (ab 1.6.)
 Marianne Ryter
 Jürg Steiger
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Abteilung II 
Präsident: Francesco Brentani 
Mitglieder: Maria Amgwerd
 Pietro Angeli-Busi
 David Aschmann
 Jean-Luc Baechler
 Stephan Breitenmoser
 Ronald Flury
 Vera Marantelli-Sonanini
 Pascal Richard
 Eva Schneeberger
 Marc Steiner
 Hans Urech 
 Philippe Weissenberger
 Daniel Willisegger (ab 1.7.)

Abteilung III 
Präsident: Vito Valenti
Mitglieder: Caroline Bissegger
 Michela Bürki Moreni
 Viktoria Helfenstein
 Madeleine Hirsig-Vouilloz
 Michael Peterli-Caruel
 Christoph Rohrer
 Franziska Schneider
 Daniel Stufetti
 Beat Weber
 David Weiss

Abteilung IV 
Präsidentin: Nina Spälti Giannakitsas
Mitglieder: Gérald Bovier
 Daniela Brüschweiler
 Daniele Cattaneo
 Claudia Cotting-Schalch
 Yanick Felley
 Mia Fuchs (ab 1.10.)
 Walter Lang
 Gérard Scherrer
 Jeannine Scherrer-Bänziger (ab 1.8.)
 Hans Schürch
 Bendicht Tellenbach
 Contessina Theis
 Simon Thurnheer
 Thomas Wespi
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Im Berichtsjahr amteten Jean-Luc Baechler als Präsident 
und Marianne Ryter als Vizepräsidentin des Gerichts. Die 
Vereinigte Bundesversammlung hatte sie bereits am 
15. Juni 2016 für die Amtsperiode 2017/2018 in ihren 
Ämtern bestätigt. Für die gleiche Amtsperiode wählte das 
Gesamtgericht am 13. September Kathrin Dietrich (neu), 
Gérald Bovier (bisher) und William Waeber (bisher) in  
die Verwaltungskommission. Die Verwaltungskommission 
setzte sich somit nebst dem Präsidenten und der Vizeprä-
sidentin aus den drei genannten Mitgliedern zusammen. 
Weiter präsidierten Salome Zimmermann (bisher) die Ab-
teilung I, Francesco Brentani (bisher) die Abteilung II, Vito 

Valenti (bisher) die Abteilung III, Nina Spälti Giannakitsas 
(neu) die Abteilung IV, Christa Luterbacher (neu) die Ab-
teilung V und Blaise Vuille (bisher) die Abteilung VI.

Zum Jahresanfang wechselte Fulvio Haefeli von der 
Abteilung IV in die Abteilung VI. Dieser Transfer vollzog 

sich mit der gleichzeitigen Übernahme von Dublin-Fällen 
in der Abteilung VI. Mitte Jahr wechselte Daniel Willisegger 
von der Abteilung V in die Abteilung II.

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 
15. März Annie Rochat Pauchard als neue Richterin. Sie 
trat am 1.  Juni die Nachfolge von Marie-Chantal May 

 Canellas an, die ihrerseits seit Beginn des Berichtsjahres 
als Bundesrichterin wirkt. Weiter genehmigte das Schwei-
zer Parlament für den Asylbereich vier zusätzliche, auf 
zwei Jahre befristete Richterstellen. Um gleichzeitig auch 
die durch den Richterwechsel frei gewordene Stelle in der 
Abteilung V zu besetzen, wählte es am 14. Juni fünf neue 
Mitglieder: Andrea A. Berger-Fehr (Amtsantritt am 1. Sep-
tember), Gregor T. Chatton (Amtsantritt am 1. Oktober), 
Mia Fuchs (Amtsantritt am 1.  Oktober), Constance 

 Leisinger (Amtsantritt am 1. August) und Jeannine Scher-

rer-Bänziger (Amtsantritt am 1. August). Das Bundesver-

Abteilung V 
Präsidentin: Christa Luterbacher
Mitglieder: Emilia Antonioni Luftensteiner
 François Badoud
 Barbara Balmelli-Mühlematter
 Muriel Beck Kadima
 Andrea Berger-Fehr (ab 1.9.)
 Sylvie Cossy
 Gabriela Freihofer
 Markus König
 Constance Leisinger (ab 1.8.)
 Esther Marti
 Jean-Pierre Monnet
 Regula Schenker Senn
 William Waeber
 David R. Wenger
 Daniel Willisegger (bis 30.6.)

Abteilung VI
Präsident: Blaise Vuille
Mitglieder: Yannick Antoniazza-Hafner
 Daniele Cattaneo
 Gregor T. Chatton (ab 1.10.)
 Jenny de Coulon Scuntaro
 Fulvio Haefeli
 Antonio Imoberdorf
 Martin Kayser
 Marianne Teuscher
 Andreas Trommer
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waltungsgericht wird die vier befristeten Stellen gemäss 
der Verordnung über die Richterstellen ab September 
2019 durch natürliche Abgänge abbauen.

Das Gesamtgericht ernannte am 30. Mai Bernhard 

Fasel zum stellvertretenden Generalsekretär. Er bekleide-
te diese Funktion interimistisch bereits seit dem 1. August 
2016.

Gerichtsorganisation

Gesamtgericht 
Das Gesamtgericht traf sich im Berichtsjahr zu vier or-
dentlichen Sitzungen (5 im Vorjahr). In diesen verabschie-
dete es unter anderem die abtretenden Richterinnen und 
Richter und vereidigte die neu eintretenden. An der or-
dentlichen Sitzung vom 30. Mai bestätigte es Bernhard 
Fasel, Leiter des Bereichs Rechts- und Kanzleidienste, 
als stellvertretenden Generalsekretär. Er trat sein Amt am 
1. Juni an.

Das Gesamtgericht schuf im Berichtsjahr die reglemen-
tarische Grundlage für eine eigene Schlichtungskommis-
sion. Ausserdem verabschiedete es eine Anpassung  
des Informationsreglements im Zusammenhang mit den 
 Genehmigungsverfahren nach dem Nachrichtendienst-
gesetz.

Verwaltungskommission
Die Verwaltungskommission traf sich im Berichtsjahr zu 
insgesamt 14 Sitzungen (Vorjahr 16), wovon 1 in Form 
einer Retraite durchgeführt wurde. Eine der Sitzungen 
wurde gemeinsam mit der Präsidentenkonferenz durch-
geführt. Die Verwaltungskommission traf sich zudem 
mehrmals mit den Abteilungspräsidien, um Führungsthe-
men zu besprechen und um das Projekt EquiTAF voran-
zutreiben. Dieses Projekt hat zum Ziel, ein einfaches, 
pragmatisches System zur angemessenen Ressourcen-
verteilung unter den Abteilungen zu schaffen.

Präsidentenkonferenz
Die Präsidentenkonferenz ist insbesondere für die Koor-
dination der Rechtsprechung zuständig. Im Berichtsjahr 
traf sich die Präsidentenkonferenz zu neun Sitzungen 
(11 im Vorjahr). Die Konferenz fasste unter anderem Be-
schlüsse im Zusammenhang mit der Aktualisierung des 
Rechtsprechungsleitfadens zum Verfahrensrecht und 
verabschiedete die Richtlinie über das Zirkulationsver-
fahren vom 15. Juni. Darüber hinaus befasste sich die 
Präsidentenkonferenz mit dem Thema Spruchkörper. 

Sodann traf die Konferenz auch Entscheide zum Thema 
Dossierführung am Bundesverwaltungsgericht.

Kommissionen

Redaktionskommission
Die Redaktionskommission (RK) zeichnet für die strate-
gische Ausrichtung der Publikation und Dokumentation 
der Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts und ist 
für deren Umsetzung verantwortlich. Mit der Publikation 
der Entscheide im Internet und in der amtlichen Samm-
lung (BVGE) stellt das Gericht die Transparenz seiner 
Rechtsprechung sicher. Die interne Dokumentation un-
terstützt eine koordinierte und kohärente Rechtsprechung 
und dient der Wissensvermittlung innerhalb des Gerichts. 
Während des Berichtsjahres tagte sie 15-mal. Sie bestand 
aus einer Richterin, vier Richtern und einer Gerichts-
schreiberin sowie drei Mitarbeitenden der Wissenschaft-
lichen Dienste.

Im Berichtsjahr setzte die RK die Publikation der Ent-
scheide gemäss ihrem Konzept «ATAF 2017» um: Die 
ersten BVGE des Jahres 2017 wurden im Internet mit 
einer neuen Gliederung publiziert (neue Nummerierung 
nach Materien). Die Publikation des Jahresbandes in 
 Papierform erfolgt im Laufe des nächsten Jahres.

Die RK hat einen Workshop durchgeführt zur Diskus-
sion über den Nutzen, die Notwendigkeit und die mögli-
che Zukunft des BVGE-Schlagwort- und -Gesetzesregis-
ters. Dieses Thema wird weiterverfolgt.

Schlichtungsstelle
Die Schlichtungsstelle vermittelt bei Konflikten zwischen 
Richterinnen und Richtern. Im Berichtsjahr wurde sie nicht 
angerufen. Ein im Jahr 2016 anhängig gemachtes Verfah-
ren wurde als gegenstandslos geworden abgeschrieben.

Personalkommission
Die Personalkommission (PEKO) nimmt die Interessen der 
Mitarbeitenden wahr und fördert den Austausch und die 
Zusammenarbeit zwischen den gerichtlichen Leitungsor-
ganen und dem Personal. Im Berichtsjahr verfasste die 
PEKO Stellungnahmen zu verschiedenen Geschäften, so 
zu den Revisionen der Richtlinien über die Aus- und Wei-
terbildung und der Nebenbeschäftigungsrichtlinie sowie 
zur Ämterkonsultation betreffend Änderung der Bundes-
personalverordnung (BPV) und der dazugehörigen Ver-
ordnung (VBPV). Ferner wählte sie die Arbeitnehmerver-
tretung für die Schlichtungskommission und setzte sich 
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mit der Durchführung des Stehlunchs für die Förderung 
des Austauschs zwischen den verschiedenen Sprach-
gruppen ein.

Beauftragte für Chancengleichheit
Die Beauftragten für Chancengleichheit wachen über die 
Verwirklichung der Chancengleichheit für alle Richterin-
nen und Richter und alle Mitarbeitenden im Bereich der 
Arbeitsbedingungen am Gericht. Im Berichtsjahr wurden 
sie neben den üblichen Stellungnahmen mehrmals von 
Mitarbeitenden zurate gezogen und wirkten als Media-
toren, wobei die einzelnen Interventionen jeweils mehre-
re Stunden Arbeit erforderten. Ferner ist die Einrichtung 
der Schlichtungskommission im Sinne des Gleichstel-
lungsgesetzes auf gutem Wege. In diesem Zusammen-
hang wurde eine Sitzung mit dem Bereich Human Re-
sources und einem Mitglied der Verwaltungskommission 
organisiert, um die Rollen aller Beteiligten zu präzisieren.

Geschäftslast

Überblick
Die Statistiken ab Seite 62 geben detailliert Auskunft über 
die Geschäftslast im Berichtsjahr. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat am 1. Januar 5740 Fälle aus dem Vorjahr 
übernommen. Bis zum Jahresende gingen 7365 (Vorjahr 
8108) neue Fälle ein, denen 7385 (Vorjahr 7519) abge-
schlossene Fälle gegenüberstanden. Die Zahl der pen-
denten Fälle sank zwischen dem 1. Januar und dem 
31. Dezember um 20 (–0,3%) auf 5720. Die Geschäftslast 
konnte insgesamt innert angemessener Frist bewältigt 
werden. Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 
268 Tage (Vorjahr 212). Am Ende des Jahres waren 447 
(Vorjahr 391) Fälle älter als zwei Jahre. Die Eingänge und 
Erledigungen verteilen sich wie folgt auf die sechs Abtei-
lungen:

Abteilung Eingänge Erledigungen

Abt. I 634 674

Abt. II 392 435

Abt. III 685 778

Abt. IV 2200 2191

Abt. V 2150 2107

Abt. VI 1304 1200

Gesamthaft 7365 7385

Genehmigungsverfahren nach Nachrichten-
dienstgesetz
Das Nachrichtendienstgesetz trat am 1. September in 
Kraft. Das Bundesverwaltungsgericht bereitete sich um-
fassend auf die ihm durch dieses Gesetz übertragene 
Aufgabe der Genehmigungsverfahren vor. Auf juristischer 
Ebene passte das Gericht sein Geschäftsreglement 
(VGR; SR  173.320.1), sein Informationsreglement (SR 
173.320.4) und das Reglement der Abteilung I an. Auf der 
Ebene der Infrastruktur richtete es gesicherte Büros ein, 
zu denen nur Befugte Zugang haben. Ausserdem wurden 
Prozesse ausgearbeitet, um sicherzustellen, dass der 
Informationsaustausch mit den beteiligten Stellen auf ei-
ner gesicherten IT-Infrastruktur stattfindet, auf der einzig 
die Genehmigungsverfahren bearbeitet werden. Auf per-
soneller Ebene wirken vier Richterinnen und Richter sowie 
drei Gerichtsschreibende mit, die umfassend für ihre neue 
Aufgabe ausgebildet wurden.

Vernehmlassungen
Das Bundesverwaltungsgericht wurde von Parlament, 
Bundesrat und der Bundesverwaltung zu zehn (Vorjahr 
11) Gesetzes- und Verordnungsvorlagen zur Vernehmlas-
sung eingeladen. Inhaltlich nahm das Gericht zu den Ent-
würfen des Gesetzes über den Nachrichtendienst und 
die entsprechenden Verordnungen sowie zum Vorentwurf 
der Revision des Bundesgesetzes über die Enteignung 
Stellung.

Koordination der Rechtsprechung

Im Berichtsjahr wurde kein abteilungsübergreifendes Ko-
ordinationsverfahren nach Art. 25 VGG eingeleitet. Die 
Präsidentenkonferenz fasste Beschlüsse gemäss Art. 17 
Abs. 2 Bst. b VGG zu verfahrensrechtlichen Fragen, wel-
che alle Abteilungen betreffen. Beispielsweise wurden 
Beschlüsse zur Behandlung von Gesuchen um Wieder-
herstellung der Beschwerdefrist oder zur Berücksichti-
gung der MWST bei Verfahrenskosten und Parteient-
schädigungen gefällt. Rein asylrechtliche Fragen, seien 
diese materieller oder verfahrensrechtlicher Art, werden 
nach den Reglementen über die Zusammenarbeit der 
Abteilungen IV und V des Bundesverwaltungsgerichts 
bzw. der Abteilungen  IV, V und VI des Bundesverwal-
tungsgerichts koordiniert.
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Gerichtsverwaltung

Gerichtsbetrieb
Nebst der Sicherstellung des normalen Gerichtsbetriebs 
trieb das BVGer verschiedene Projekte voran. So wurde 
etwa im Projekt EquiTAF die Konzeptphase abgeschlos-
sen. Nun liegen Aufwandschätzungen vor, die als Grund-
lage dienen, um das Projekt zur Erarbeitung eines zah-
lenbasierten Instruments zur Ressourcenbewirtschaftung 
weiterzuentwickeln. Das Projekt GO 2016 konnte abge-
schlossen werden, nachdem die Trennung der gemein-
samen Kanzlei der Abteilungen III und VI vollzogen war. 
Auf das Inkrafttreten des neuen Nachrichtendienstgeset-
zes bereitete sich das Bundesverwaltungsgericht räum-
lich, sicherheitstechnisch und personell vor. Eine Über-
prüfung der Gebäudesicherheit des Standorts St. Gallen 
durch das Bundesamt für Polizei bestätigte die Einhaltung 
der Sicherheitsstandards. Per 1. Juli erhielt das General-
sekretariat eine neue Führungsstruktur. Neu sind die 
 strategisch bedeutsamen Bereiche Informatik und Kom-
munikation direkt der Generalsekretärin unterstellt. Im 
Frühling wurde das neue Kommunikationskonzept verab-
schiedet, erste Massnahmen wurden schon im laufenden 
Geschäftsjahr umgesetzt. Zudem führte das Bundesver-
waltungsgericht eine Zufriedenheitsumfrage bei den An-
wälten durch. Für sein 10-Jahr-Jubiläum organisierte das 
Gericht verschiedene Aktivitäten für ein internes und 
externes Publikum, insbesondere den Tag der offenen 
Tür am 6. Mai mit rund 2500 Besucherinnen und Besu-
chern.

Personelles
Am Jahresende waren am Bundesverwaltungsgericht 
424 Personen tätig: 77 Richterinnen und Richter (69,0 Stel-
len), 233 Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber 
(198,4 Stellen), 43 Kanzleimitarbeiterinnen in den Abtei-
lungen (38,1 Stellen) sowie 71 Mitarbeiter/-innen im Ge-
neralsekretariat (62,9 Stellen). Zudem machten drei Ler-
nende ihre Ausbildung am Bundesverwaltungsgericht 
und 21 Personen absolvierten ein Praktikum. Bei den 
nachstehenden statistischen Werten sind die Ausbildungs-
plätze nicht ausgewiesen.

67,7% der am Gericht tätigen Personen sind deut-
scher, 25,5% französischer, 6,6% italienischer und 0,2% 
anderer Hauptsprache. Der Frauenanteil betrug am Ende 
des Berichtsjahres über das ganze Gericht gesehen 
55,0%, wobei er beim richterlichen Personal bei 41,6% 
und bei den Mitarbeitenden bei 57,9% lag. 37,7% der 
Richter/-innen und 48,4% der Angestellten arbeiteten Teil-

zeit, mit einem Beschäftigungsgrad von weniger als 90%. 
Die Fluktuationsrate betrug 9,1% (Vorjahr 10,8%); bei den 
Richterinnen und Richtern 0,0%, bei den Gerichtsschrei-
berinnen und Gerichtsschreibern 10,8% und beim übri-
gen Personal 11,6%.

In Anlehnung an die Anpassung der Verordnung der 
Richterstellen am BVGer (provisorische Erhöhung von 65 
auf 69 Stellen) wurden im Berichtsjahr 12,2 befristete 
Gerichtsschreiberstellen in den Abteilungen IV (6 Stellen) 
und V (6,2 Stellen) besetzt. Diese provisorische Aufsto-
ckung hat zum Ziel, die pendenten Verfahren so weit 
 abzubauen, dass ab 2019 die im neuen Asylgesetz vor-
gesehenen kürzeren Behandlungsfristen eingehalten 
werden können.

Finanzen
Den Erträgen von 4 086 480 Franken stehen Aufwendun-
gen von 79 171 417 Franken gegenüber. Der Deckungs-
grad betrug somit 5,2%. Im Vergleich zum Vorjahr ist ein 
Mehrertrag von 16 045 Franken oder 0,4% zu verzeich-
nen. Bei den Gerichtsgebühren wird gegenüber der Vor-
jahresperiode ein Mehrertrag von 40 053 Franken oder 
1,0% verzeichnet, die Zahl gebührenwirksamer Verfahren 
hat um 16,6% abgenommen. Die Aufwendungen sind im 
Vorjahresvergleich um 2 832 093 Franken oder 3,7% ge-
stiegen. Der Personalaufwand hat um 2 710 371 Franken 
und der Sach- und Betriebsaufwand um 128 648 Franken 
zugenommen. In diesen Posten ist eine aufwandmindern-
de Weiterbelastung für Leistungen zugunsten des Bun-
despatentgerichts in der Höhe von 152 318 Franken 
 enthalten. Es wurden keine Investitionen getätigt. Die 
Abschreibungen betrugen 37 484 Franken und umfassen 
die Abschreibungen für die gastronomische Einrichtung 
und Ausstattung, Scangeräte sowie das Self-Ser-
vice-Ausleihsystem der Bibliothek.

Öffentlichkeitsarbeit
Das Bundesverwaltungsgericht veröffentlichte 20 Medi-
enmitteilungen (Vorjahr 21). 14 davon betrafen die Recht-
sprechung (Vorjahr 18) und 6 den übrigen Gerichtsbe-
trieb. Insgesamt behandelte der Bereich Kommunikation 
rund 220 Anfragen von Medienschaffenden. Auf reges 
Interesse stiess insbesondere die Rolle des BVGer im 
Rahmen des neuen Nachrichtendienstgesetzes, das am 
1. September in Kraft trat. Ebenfalls für viele Schlagzeilen 
sorgte ein Grundsatzurteil im Asylwesen, wonach die 
Rückkehr eritreischer Asylsuchender grundsätzlich zu-
lässig und zumutbar ist. Aus Anlass des Jubiläumsjahres 
war das BVGer auch in eigener Sache gut in den Medien 
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vertreten, wobei der Tag der offenen Tür rund 2500 Be-
sucherinnen und Besuchern einen Blick hinter die Kulis-
sen ermöglichte. Ende Jahr waren 44 Medienschaffende 
am Gericht akkreditiert. Die Verwaltungskommission ver-
abschiedete das neue BVGer-Kommunikationskonzept, 
das die Grundlage bildet für die interne und externe Kom-
munikation der nächsten Jahre. 

Projekte

EquiTAF
Das Projekt EquiTAF hat zum Ziel, ein einfaches, pragma-
tisches Instrument zur angemessenen Ressourcenbewirt-
schaftung unter den Abteilungen zu schaffen. Nachdem die 
Fälle in den verschiedenen Rechtsmaterien unterschiedli-
che Komplexität aufweisen und ihre Lösung dadurch un-
terschiedlichen Arbeitsaufwand erfordert, wird zuerst eine 
Vergleichbarkeit der Fallerledigungen angestrebt. Dazu 
haben die Abteilungen im Berichtsjahr den Arbeitsaufwand 
ihrer Fälle geschätzt. Die Zahlen wurden in abteilungsüber-
greifenden Diskussionen präsentiert und diskutiert. Die 
Verwaltungskommission gab die Zahlen im Dezember zur 
Weiterbearbeitung in der nächsten Projektphase frei. 

Gerichtsorganisation 2016 (GO 2016)
Infolge der Verteilung der Dublin-Fälle auf drei Abteilungen 
(IV, V und VI) hat per 1. Januar ein Richterteam (F.  Haefeli) 
von der Abteilung IV in die Abteilung VI gewechselt. Die 
Neubesetzung einer Richterstelle der Abteilung V, die in-
folge des Wechsels des Stelleninhabers zur Abteilung II 
frei wurde, erfolgte zugunsten der Abteilung VI als fran-
zösischsprachige Richterstelle (die ab 1.  Oktober mit  
G. T. Chatton besetzt wurde), und dies gleichzeitig wie 
die Besetzung der vier zusätzlichen Richterstellen der 
Asylabteilungen. Der Wissenstransfer für die Aufnahme 
neuer Rechtsmaterien in der Abteilung VI wurde über 
Schulungen und die Förderung der abteilungsübergrei-
fenden Zusammenarbeit sichergestellt.

Nach der Stabilisierungsphase konnte schliesslich die 
Kanzlei der Abteilungen III–VI per 1. April organisatorisch 
aufgeteilt werden. Die Verwaltungskommission schloss 
das Projekt am 22. August ab.

Neues Führungsmodell für die Bundesverwaltung 
(NFB)
Die Budgetierungs- und Zielprozesse für das Geschäftsjahr 
sind erstmals nach dem neuen Führungsmodell für die Bun-
desverwaltung (NFB) erfolgt. Die Zieldefinitionen konnten 

prozessgemäss vorgenommen werden, wobei das Gericht 
Optimierungspotenzial erkannte. Der Prozess wurde durch 
Finanzen und Human Resources im Rahmen eines regel-
mässigen Austauschs über Verfahrenskennzahlen mit den 
Abteilungspräsidien und den Leitungsorganen begleitet. 
Die Instrumente und Prozesse werden für die kommende 
Budgetperiode anzupassen sein. Zudem sind Instrumente 
und Prozesse durch zielgruppenspezifische Kommunika-
tion nachhaltig in der Gerichtsorganisation zu verankern.

Im vierten Quartal führte das Bundesverwaltungsge-
richt eine Zufriedenheitsumfrage innerhalb der Anwalt-
schaft durch. Durch ein unabhängiges Institut wurden 
381 zufällig ausgewählte Anwälte befragt, die seit dem 
1. Januar 2014 am Gericht mindestens zwei Beschwer-
den geführt hatten. Die Gesamtzufriedenheit der antwor-
tenden Anwältinnen und Anwälte betrug 80,7%.

Aufsicht

Eidgenössische Schätzungskommissionen
Die Aufsichtsdelegation über die Eidgenössischen Schät-
zungskommissionen (ESchK) setzt sich aus Richterinnen 
und Richtern sowie Mitarbeitenden der Kammer 1 der 
Abteilung I zusammen. Im Berichtsjahr gehörten ihr Rich-
terin Claudia Pasqualetto Péquignot und Richter Maurizio 
Greppi an und, nacheinander, die Gerichtsschreiber 
Bernhard Keller, Matthias Stoffel und Stephan Metzger. 
Neben der Prüfung der Jahresberichte der 13 Kreise wur-
de der Grossteil der aufsichtsrechtlichen Tätigkeit zu-
gunsten des Kreises 10 (Zürich) eingesetzt, insbesonde-
re im Rahmen der Suche nach Lösungen mit einem 
Enteigner, um den juristischen Mitgliedern der Kommis-
sion dieses Kreises eine angemessene Vergütung zu ge-
währleisten – leider ohne Erfolg. Abgesehen davon erle-
digten die Kommissionen der anderen Kreise, die zum 
Teil ebenfalls mit einer hohen Arbeitslast konfrontiert sind, 
ihre Arbeit zufriedenstellend.

Bundesgericht
An der Aufsichtssitzung mit der Verwaltungskommission des 
Bundesgerichts vom 31.  März in Luzern wurden der 
 Geschäftsbericht 2016, die Rechnung 2016 und der Vor-
anschlag 2018 besprochen. Daneben war die Gerichtsor-
ganisation Thema, insbesondere der Abschluss der Re orga-
 nisation des Bundesverwaltungsgerichts, das Projekt zur 
Geschäftslastbewirtschaftung (EquiTAF) sowie die Vorberei-
tungsarbeiten anlässlich des neuen Nachrichtendienstge-
setzes. Zur Sprache kamen sodann die Lage im Asylbereich, 
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die Zahl der Richterstellen und die Situation in der Eidge-
nössischen Schätzungskommission Kreis 10 (ESchK 10).

An der Aufsichtssitzung vom 13. Oktober in St. Gallen 
wurden die Geschäftslast und die Informatik am Bundes-
verwaltungsgericht thematisiert. Ausserdem besprochen 
wurden der Bericht der GRECO sowie die Revision des 
Enteignungsgesetzes. Ferner wurde über den Stand der 
E-Dossiers am Bundesgericht und an den kantonalen 
Gerichten informiert. 

Im Berichtsjahr gingen beim Bundesgericht vier Auf-
sichtsanzeigen ein. In einem Verfahren wurde der Anzei-
ge keine Folge geleistet, drei waren per Jahresende noch 
nicht abgeschlossen. In einem Verfahren aus dem Jahr 
2016 wurde das Gericht eingeladen, seine Praxis betref-
fend den Kostenvorschuss bei unbegleiteten Minderjäh-
rigen anzupassen. Zwei weitere Verfahren aus dem Jahr 
2016 sind noch hängig.

Bundesversammlung
Am 3. April fand eine Sitzung mit den Subkommissionen 
Gerichte/Bundesanwaltschaft der Geschäftsprüfungs-
kommission der eidgenössischen Räte statt. Besprochen 
wurden neben dem Geschäftsbericht 2016 die Gerichts-
gebühren des Bundesverwaltungsgerichts.

Mit der Finanzkommission der eidgenössischen Räte 
wurden im Berichtsjahr zwei Sitzungen durchgeführt. Am 
20. April wurden die Themen E-Dossier sowie die Rech-
nung 2016 besprochen. Die Sitzung vom 12. Oktober 
hatte den Voranschlag 2018 und den Finanzplan  
2019–2021 zum Thema.

Am 27. Juni fand ein Besuch der Sekretärinnen der 
Gerichtskommission sowie der Kommission für Rechts-
fragen der eidgenössischen Räte in St. Gallen statt. Zur 
Sprache kamen die Zusammenarbeit des Bundesverwal-
tungsgerichts mit den Kommissionen, insbesondere das 
Verfahren und die Kommunikation.

Im Hinblick auf das Inkrafttreten des neuen Asylge-
setzes im Jahr 2019 müssen die Abteilungen  IV und V 
einen Fonds de Roulement (Arbeitsvorrat) erreichen, der 
ihnen ermöglicht, die vorgesehenen kürzeren Behand-
lungsfristen einzuhalten. Konkret wird beabsichtigt, die 
aktuell vorhandenen etwa 2600 pendenten Verfahren der 
beiden Asylabteilungen bis Ende August 2019 auf 1200 
zu reduzieren. Dazu genehmigte das Parlament in der 
Frühjahrssession, wie vom Bundesverwaltungsgericht 
beantragt, vier zusätzliche auf zwei Jahre befristete 
Richterstellen. Die neuen Richterinnen wurden am 14. Juni 
gewählt.

Zusammenarbeit

Die eidgenössischen Gerichte stehen in regelmässigem 
Kontakt und arbeiten auf vielen Ebenen eng zusammen. 
Auf Ebene der Generalsekretariate fanden drei gemein-
same Treffen statt. Dabei ging es darum, sich zu koordi-
nieren und Synergieeffekte bei Projekten zu erzielen. Ein 
wiederkehrendes Thema des Jahres war die Einführung 
des E-Dossiers für die Rechtsprechung und die Verwal-
tung. Zudem wurde die Zufriedenheitsumfrage der eid-
genössischen Gerichte bei den Anwälten besprochen. 
Wie üblich wurden im Rahmen dieser Treffen auch die 
Aufsichtssitzungen vorbereitet.
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Art. 23 VGG sieht abweichend von der Standardbeset-
zung von drei Richterinnen bzw. Richtern (Art. 21 VGG) 
vor, dass einzelne Verfahren mit Entscheid einer Einzel-
richterin bzw. eines Einzelrichters abzuschliessen sind. 
Bezüglich der asylrechtlichen Verfahren verweist Art. 23 
Abs. 2 VGG auf Art. 111 Abs. 2 Bst. c AsylG – auf eine 
Bestimmung, die es seit dem 1. Januar 2008 (AS 2006 
4745, 2007 5573) in dieser Form gar nicht mehr gibt. Die 
heute in Kraft stehende Regelung von Art. 111 AsylG sieht 
vielmehr folgende Einzelrichterverfahren vor:
– Abschreibung von Beschwerden infolge Gegenstands-

losigkeit (Bst. a);
– Nichteintreten auf offensichtlich unzulässige Beschwer-

den (Bst. b);
– Entscheid über die vorläufige Verweigerung der Einrei-

se am Flughafen und Zuweisung eines Aufenthaltsorts 
am Flughafen (Bst. c);

– Anordnung der Haft durch das SEM nach den Arti-
keln 76 Abs. 1 Bst. b Ziff. 5 und 76a AuG (Bst. d);

– mit Zustimmung eines zweiten Richters: offensichtlich 
begründete oder unbegründete Beschwerden (Bst. e).

Die Fallkonstellationen von Bst. a und b waren schon bis-
her in Art. 23 Abs. 1 Bst. a und b VGG angesprochen. 
Art. 111 Bst. c AsylG entspricht dem früheren Art. 111 
Abs. 2 Bst. c AsylG. Im VGG nicht enthalten sind hingegen 
die Tatbestände von Art. 111 Bst. d und e AsylG. Zwar 
lässt sich Art. 111 AsylG als Spezialregelung zu Art. 23 
Abs. 2 VGG lesen; der Kohärenz der Gesetzgebung ist 
es jedoch nicht dienlich, wenn Art. 23 Abs. 2 in einem 
Punkt veraltet (Verweis auf Art. 111 Abs. 2 Bst. c AsylG), 
in zwei anderen Punkten (fehlende Verweise auf Art. 111 
Bst. d und e) unvollständig ist. Das Bundesverwaltungs-
gericht empfiehlt deshalb eine (rein redaktionelle) Anpas-
sung des VGG dahingehend, dass die Formulierung in 
Art. 23 Abs. 2 Bst. a VGG wie folgt geändert (und damit 
auch auf die Fälle von Art. 111 Bst. d und e AsylG ausge-
weitet) wird: «Vorbehalten bleiben besondere Zuständig-
keiten des Einzelrichters beziehungsweise der Einzelrich-
terin nach Artikel  111 AsylG.» Der Globalverweis auf 
Art. 111 AsylG stellt sicher, dass auch künftige Verände-
rungen des Asylbeschwerdeverfahrens mitberücksichtigt 
werden; er ist insofern unproblematisch, als Art. 23 Abs. 2 
VGG im Vergleich zu Art. 111 AsylG (zumindest in der 
heutigen Lesart) keine eigenständige Tragweite zukommt.
Eine weitere Ungereimtheit besteht bei der Verwendung 
von Telefax in Asylverfahren: Da die Swisscom im Rah-
men der Grundversorgung ab 2018 keine analogen 
Dienstleistungen mehr anbietet, wird eine offizielle Kom-

munikation mit dem Gericht mittels Telefax nicht mehr 
möglich sein. Daher wird vorgeschlagen, entsprechende 
Bestimmungen, vorab im Asylrecht (insbesondere Art. 13 
Abs. 3 und 4 sowie 108 Abs. 5 AsylG), die die Kommu-
nikation mit Telefax explizit vorsehen, aufzuheben.

Das Bundesgerichtsgesetz enthält die Bestimmung, 
wonach unter anderem übermässig weitschweifende 
Rechtsschriften zur Änderung zurückgewiesen werden 
dürfen (Art. 42 Abs. 6 BGG). Es wäre begrüssenswert, 
wenn eine solche Bestimmung auch ins Verwaltungsge-
richtsgesetz aufgenommen würde. Vorab im Wettbe-
werbsrecht sieht sich das Gericht in einer gewissen Re-
gelmässigkeit auch mit Eingaben von mehreren Hundert 
Seiten konfrontiert, die zum Teil solche weitschweifenden 
Passagen enthalten.

2. HINWEISE AN DEN GESETZGEBER
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3. STATISTIKEN

3.1 Art und Zahl der Geschäfte 

Geschäfte Verfahrensausgang
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Beschwerden 7802 7214 5698 7057 7064 5691 976 1308 3444 385 304 599 23 25

Klagen – 2 4 1 2 3 – – – – 2 – – –

Andere Rechtsmittel 162 156 16 153 162 7 17 8 19 10 1 5 51 51

Revisionsgesuche usw. 144 147 22 154 157 19 18 66 59 11 – 1 74 2

TOTAL 8108 7519 5740 7365 7385 5720 1011 1382 3522 406 307 605 71 78

3.1.3 Erledigung 2017

5486 74%

nicht ans BGer  
weiterziehbar

1899 26%

ans BGer  
weiterziehbar

302 4%

davon ans BGer  
weitergezogen

7385
Total

3.1.2 Art der Erledigung 2017

3.1.4 Erledigung der weitergezogenen Verfahren

138 37%

Nichteintreten

17 5%

Teilgutheissung

6 2%

Abschreibung

148 40%

Abweisung

3 1%

Rückweisung

57 15%

Gutheissung

0 0%

Weiterer Ausgang / Überweisung

369
Total

3.1.1 Streitsachen nach Sprachen 2017

341 5%

Italienisch

2508 34%

Französisch

4516 61%

Deutsch

354 5%

Italienisch

2376 32%

Französisch

4655 63%

Deutsch

7365
Eingänge

7385
Erledigungen

307 4,2%

Teilgutheissung

605 8,2%

Rückweisung

406 5,5%

Gutheissung

1382 18,7%

Nichteintreten

1011 13,7%

Abschreibung

3522 47,7%

Abweisung

149 2,1%

Weiterer Ausgang / Überweisung

7385
Total
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3.1.5 Eingegangene Streitsachen nach Sprachen1

3.1.6 Eingänge, Erledigungen, Überträge1

45
16

25
08

34
1

51
10

26
53

61
1

49
96

24
82

67
9

56
64

26
31

60
8

41
51

23
75

50
9

42
04

21
50

39
9

46
65

20
73

60
5

48
41

23
83

38
7

52
00

29
39

33
3

51
04

26
92

31
2

◾ Deutsch ◾ Französisch ◾ Italienisch

83
74 89

15

80
05

81
57

92
10

69
52

89
03 91

46

67
09 70

35

85
56

51
88

67
53

76
13

43
28

73
43

75
31

41
40

76
11

72
04

45
47

84
72

78
68

51
51

81
08

75
19

57
40

73
65

73
85

57
20

◾ Eingänge ◾ Erledigungen ◾ Überträge

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

1  Die Differenzen zu den Zahlen gemäss Geschäftsbericht 2016 sind durch spätere Änderungen bedingt  
(Verfahrenstrennungen, -vereinigungen,  nachträgliche Eintragungen usw.).
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3.2 Dauer der Geschäfte 
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Beschwerden 201 1337 1834 674 817 1436 765 7064

Klagen – – – – – 2 – 2

Andere Rechtsmittel 65 54 39 2 1 – 1 162

Revisionsgesuche usw. 21 69 55 4 – 8 – 157

GESAMTTOTAL 287 1460 1928 680 818 1446 766 7385

680 9,2%

4 bis 6 Monate

287 3,9%

bis 5 Tage

766 10,4%

mehr als 2 Jahre

1928 26,1%

1 bis 3 Monate

1460 19,8%

6 Tage bis 1 Monat

1446 19,6%

1 bis 2 Jahre

818 11,1%

7 bis 12 Monate

7385
Total
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3.2.1 Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte 

Erledigungen Übertragene Fälle
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Beschwerden 279 1908 323 2525

Klagen 623 651 1197 2748

Andere Rechtsmittel 33 1121 102 258

Revisionsgesuche usw. 53 695 134 662

GESAMTDURCHSCHNITT 268 1908 323 2748



BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

6 6 GESCHÄF TSBERICHT 2017

3.3 Erledigungsquotienten 

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis Erledigungen 
zu Neueingängen (Q3)
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Abteilung I 634 251 40% 383 60% 551 423 77% 128 23% 634 674 106%

Abteilung II 392 186 47% 206 53% 450 249 55% 201 45% 392 435 111%

Abteilung III 685 207 30% 478 70% 958 571 60% 387 40% 685 778 114%

Abteilung IV 2200 1182 54% 1018 46% 1527 1009 66% 518 34% 2200 2191 100%

Abteilung V 2150 1183 55% 967 45% 1482 924 62% 558 38% 2150 2107 98%

Abteilung VI 1304 668 51% 636 49% 772 532 69% 240 31% 1304 1200 92%

TOTAL 7365 3677 50% 3688 50% 5740 3708 65% 2032 35% 7365 7385 100%

7365
Eingänge

7385 
Erledigungen

3688 50%

Übertrag auf 2018

3677 50%

erledigt 2017

3.3.1  Erledigung Neueingänge (Q1)

7365
Total

3708 65%

erledigt 2017

2032 35%

Übertrag auf 2018

447
Eingegangen vor  

mehr als 2 Jahren

1585
Eingegangen vor  

1 bis 2 Jahren

3.3.2  Erledigung Überträge aus den Vorjahren (Q2)

5740
Total

3.3.3 Verhältnis 
Erledigungen 
zu Neu-
eingängen (Q3)
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3.4 Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung) 

Einzel-
richter1

Zirkulationsweg Sitzungen
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Beschwerden 3862 3134 31 3165 32 5 37

Klagen – 2 – 2 – – –

Andere Rechtsmittel 102 58 2 60 – – –

Revisionsgesuche usw. 72 85 – 85 – – –

TOTAL 4036 3279 33 3312 32 5 37

1 Darin enthalten sind 1653 Einzelrichterentscheide mit Zustimmung eines Zweitrichters nach Art. 111 Bst. e AsylG.

3312 44,8%

Zirkulationsweg

33 1,0%

5 Richter

3279 99,0%

3 Richter

37 0,5%

Sitzungen

4036 54,7% 
Einzelrichter1

7385
Total

32 86,5%

3 Richter

5 13,5% 
5 Richter
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3.5 Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen 

Abteilung I Ü
b
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Beschwerden 546 603 643 506

Klagen 2 1 2 1

Andere Rechtsmittel 3 24 24 3

Revisionsgesuche usw. – 6 5 1

Total 551 634 674 511

Abteilung II

Beschwerden 447 383 425 405

Klagen 2 – – 2

Andere Rechtsmittel – 4 4 –

Revisionsgesuche usw. 1 5 6 –

Total 450 392 435 407

Abteilung III

Beschwerden 958 676 770 864

Klagen – – – –

Andere Rechtsmittel – 3 3 –

Revisionsgesuche usw. – 6 5 1

Total 958 685 778 865

Abteilung IV

Beschwerden 1506 2100 2077 1529

Andere Rechtsmittel 11 42 52 1

Revisionsgesuche usw. 10 58 62 6

Total 1527 2200 2191 1536

Abteilung V

Beschwerden 1473 2022 1980 1515

Andere Rechtsmittel 1 57 57 1

Revisionsgesuche usw. 8 71 70 9

Total 1482 2150 2107 1525

Abteilung VI

Beschwerden 768 1273 1169 872

Klagen – – – –

Andere Rechtsmittel 1 23 22 2

Revisionsgesuche usw. 3 8 9 2

Total 772 1304 1200 876

GESAMTTOTAL 5740 7365 7385 5720
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3.5.1  Eingang 2017

2200
Abteilung IV

634
Abteilung I

392
Abteilung II

685
Abteilung III

1304
Abteilung VI

2150
Abteilung V

7365
Total

3.5.2 Erledigung 2017

3.5.3 Übertrag auf 2018

2191
Abteilung IV

674
Abteilung I

435
Abteilung II

778
Abteilung III

1200
Abteilung VI

2107
Abteilung V

7385
Total

1536
Abteilung IV

511
Abteilung I

407
Abteilung II

865
Abteilung III

876
Abteilung VI

1525
Abteilung V

5720
Total
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3.6 Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (5-Jahres-Vergleich)

Eingang Erledigung

Abteilung I 20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

Beschwerden 692 588 661 740 603 581 719 636 644 643

Klagen – – 2 – 1 – – – – 2

Andere Rechtsmittel 15 16 16 21 24 12 16 17 21 24

Revisionsgesuche usw. 5 2 2 – 6 4 2 4 – 5

Total 712 606 681 761 634 597 737 657 665 674

Abteilung II

Beschwerden 414 428 409 443 383 415 410 396 422 425

Klagen – 1 2 – – – 1 2 2 –

Andere Rechtsmittel 9 2 2 1 4 8 3 2 1 4

Revisionsgesuche usw. 2 1 1 1 5 2 1 1 – 6

Total 425 432 414 445 392 425 415 401 425 435

Abteilung III1

Beschwerden 2047 1721 1718 673 676 2233 1865 1770 737 770

Klagen 2 – – – – 2 – 1 – –

Andere Rechtsmittel 14 17 13 1 3 13 15 16 1 3

Revisionsgesuche usw. 10 9 8 4 6 8 9 10 5 5

Total 2073 1747 1739 678 685 2256 1889 1797 743 778

Abteilung IV

Beschwerden 2240 2439 2774 2483 2100 2277 2068 2460 2253 2077

Andere Rechtsmittel 44 42 43 65 42 44 42 41 57 52

Revisionsgesuche usw. 73 61 53 73 58 83 62 46 79 62

Total 2357 2542 2870 2621 2200 2404 2172 2547 2389 2191

Abteilung V

Beschwerden 1651 2181 2664 2378 2022 1718 1887 2359 2176 1980

Andere Rechtsmittel 56 53 52 58 57 57 53 52 59 57

Revisionsgesuche usw. 69 50 52 61 71 74 51 55 61 70

Total 1776 2284 2768 2497 2150 1849 1991 2466 2296 2107

Abteilung VI2

Beschwerden – – – 1086 1273 – – – 982 1169

Klagen – – – – – – – – – –

Andere Rechtsmittel – – – 15 23 – – – 17 22

Revisionsgesuche usw. – – – 5 8 – – – 2 9

Total – – – 1106 1304 – – – 1001 1200

GESAMTTOTAL 7343 7611 8472 8108 7365 7531 7204 7668 7519 7385

1  2012–2015: Die Abteilung gliedert sich in zwei Kammern. Am 1.7.2016 entstand aus der Kammer 2 die Abteilung VI. Die Zahlen des Jahres 2016 enthalten 
auch die Werte der ehemaligen Abteilung III Kammer 1 der ersten Jahreshälfte.

2  Die aus der ehemaligen Kammer 2 der Abteilung III gebildete Abteilung VI besteht seit 1.7.2016: Für die erste Jahreshälfte 2016 wurden die Zahlen  
der ehemaligen Abteilung III Kammer 2 berücksichtigt.
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3.7 Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien

Staat – Volk – Behörden B
es

ch
w

er
d

en

K
la

g
en

A
n

d
er

e
R

ec
h

ts
m

it
te

l

R
ev

is
io

n
s g

es
u

ch
e 

u
sw

.

d
av

o
n 

E
n

ts
ch

ei
d

u
n

g
 

au
fg

ru
n

d
 v

o
n

R
ü

ck
w

ei
su

n
g

To
ta

l

140.00 Bürgerrecht 56 – 1 – – 57

141.00 Ausländerrecht 844 – 13 4 – 861

142.10 Asylverfahren 4156 – 79 118 – 4353

142.50 Asyl Verschiedenes 68 – 2 – – 70

143.00 Anerkennung der Staatenlosigkeit 21 – – – – 21

144.00 Ausweisschriften 17 – 2 1 – 20

152.00 Meinungs- und Informationsfreiheit 13 – – – – 13

170.00 Staatshaftung (Bund) 16 – – – – 16

172.00 Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichtsverfahren 50 – 54 20 – 124

173.00 Öffentliches Beschaffungswesen 39 – 1 – – 40

174.00 Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse (Bund) 60 – – – – 60

195.00 Schweizer Personen und Institutionen im Ausland 11 – 1 – – 12

199.00 Amts- und Rechtshilfe (inkl. Steuern u. Finanzmarkt) 96 – – 2 – 98

Total Staat – Volk – Behörden 5447 – 153 145 – 5745

Privatrecht – Zivilrechtspflege – Vollstreckung

210.10 Stiftungsaufsicht 3 – – 2 – 5

210.20 Adoptionsvermittlung – – – – – –

221.10 Revisionsaufsicht 9 – – – – 9

221.20 Handelsregister- und Firmenrecht 1 – – – – 1

232.10 Urheberrecht 3 – – – – 3

232.20 Marken-, Design- und Sortenschutz 60 – – 1 – 61

232.50 Erfindungspatente 4 – – – – 4

232.60 Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip 27 2 3 – – 32

232.70 Ursprungsbezeichnungen 2 – – – – 2

251.00 Kartelle 23 – – – – 23

Total Privatrecht – Zivilrechtspflege – Vollstreckung 132 2 3 3 – 140

Strafrecht – Strafrechtspflege – Strafvollzug

312.00 Teilung eingezogener Vermögenswerte (TEVG) – – – – – –

341.00 Bundesbeiträge für den Straf- und Massnahmenvollzug – – – – – –

Total Strafrecht – Strafrechtspflege – Strafvollzug – – – – – –

Schule – Wissenschaft – Kultur

410.00 Schule 60 – – – – 60

420.00 Wissenschaft und Forschung 17 – – – – 17

440.00 Sprache, Kunst und Kultur 16 – – – – 16

450.00 Natur- und Heimatschutz 3 – – – – 3

Total Schule – Wissenschaft – Kultur 96 – – – – 96

Landesverteidigung

500.00 Landesverteidigung 13 – – – – 13

Finanzen

610.00 Subventionen 10 – – – – 10

630.00 Zölle 24 – – – – 24

641.00 Stempelabgaben 4 – – – – 4

641.99 Indirekte Steuern 69 – – 1 – 70

643.00 Mehrwertsteuer (inkl. WUST) 49 – – 1 – 50

650.00 Schwerverkehrsabgabe 15 – – – – 15

650.49 Verschiedene indirekte Steuern 5 – – – – 5

650.99 Direkte Steuern 1 – – – – 1

654.00 Verrechnungssteuer 28 – – – – 28

655.00 Internationales Steuerrecht 1 – – – – 1

699.00 Finanzen (Übriges) 6 – – – – 6

Total Finanzen 143 – – 1 – 144
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Öffentliche Werke – Energie – Verkehr B
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711.00 Enteignung 35 – – – – 35

725.00 Nationalstrassen 9 – – – – 9

730.00 Energie (ohne elektrische Anlagen) 13 – – – – 13

730.20 Elektrische Anlagen 44 – – – – 44

740.00 Strassenwesen (ohne Nationalstrassen) 1 – – – – 1

742.00 Eisenbahnen 20 – – – – 20

748.10 Luftfahrtanlagen 4 – – – – 4

748.30 Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) 5 – – – – 5

749.00 Übrige Anlagen 5 – – – – 5

783.00 Post, Fernmeldewesen 11 – – – – 11

785.00 Radio und Fernsehen 16 – – – – 16

799.00 Öffentliche Werke – Energie – Verkehr (Übriges) 4 – – – – 4

Total öffentliche Werke – Energie – Verkehr 167 – – – – 167

Gesundheit – Arbeit – soziale Sicherheit

810.10 Medizin und Menschenwürde – – – – – –

810.20 Medizinalberufe 16 – – 1 – 17

810.30 Heilmittel 21 – – – – 21

810.40 Chemikalien 5 – – – – 5

810.50 Schutz des ökologischen Gleichgewichts 4 – – – – 4

810.60 Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände 7 – – – – 7

810.70 Krankheits- und Unfallbekämpfung 3 – – – – 3

820.00 Arbeit (öffentliches Recht) 72 – 1 – – 73

830.00 Sozialversicherung 863 – 3 6 – 872

830.10 Sozialversicherung AT 13 – – – – 13

830.30 Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 158 – – 2 – 160

830.40 Invalidenversicherung (IV) 458 – 1 3 – 462

830.50 Krankenversicherung 76 – 1 – – 77

830.60 Unfallversicherung 27 – 1 – – 28

830.70 Berufliche Vorsorge 126 – – – – 127

830.80 Erwerbsersatzordnung (EO) und Mutterschaftsversicherung 1 – – – – 1

830.90 Familienzulagen – – – – – –

830.95 Arbeitslosenversicherung 4 – – – – 4

840.00 Wohnraum-, Wohnbau- und Eigentumsförderung 2 – – – – 2

850.00 Fürsorge – – – – – –

Total Gesundheit – Arbeit – soziale Sicherheit 993 – 4 7 – 1004

Wirtschaft – technische Zusammenarbeit

901.00 Investitions- und Standortförderung 1 – – – – 1

910.00 Landwirtschaft 16 – – – – 16

920.00 Forstwesen, Jagd und Fischerei – – – – – –

930.00 Industrie und Gewerbe 1 – – – – 1

930.40 Glücksspiele und Spielbanken – – – – – –

940.00 Handel, Kredit und Privatversicherung 43 – – – – 43

950.20 Finanzmarktaufsicht 38 – – – – 38

990.99 Wirtschaft – technische Zusammenarbeit (Übriges) – – – – – –

Total Wirtschaft – technische Zusammenarbeit 61 – – – – 61

999.00 Übriges 12 – 2 1 – 15

GESAMTTOTAL 7064 2 162 157 – 7385
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Das Wichtigste 
in Kürze

Das Total der Eingänge ist gegenüber dem Vorjahr wiederum 
angestiegen, auf 34 (Vorjahr 27). Zugenommen haben  
die  ordentlichen Verfahren (26, Vorjahr 18), während  

die  summarischen Verfahren im Wesentlichen gleich geblieben 
sind (8, Vorjahr 9). 

Erledigt wurden 15 ordentliche Verfahren, davon 10 durch  
Vergleich und 5 durch Urteil. Summarische Verfahren wurden 

9 erledigt, davon 4 durch Vergleich, 5 durch Urteil.

Der bisherige Präsident, Dieter Brändle, trat altershalber  
per Ende Berichtsjahr zurück. Als Nachfolger wurde Mark 

Schweizer, bisher nebenamtlicher juristischer Richter, gewählt. 
Bei den nebenamtlichen technischen Richtern traten vier  

per Ende der Amtsperiode zurück, die übrigen wurden wieder
gewählt. Zudem wurden fünf neue nebenamtliche technische 

Richter gewählt. Bei den nebenamtlichen juristischen Richtern 
wurden alle ausser dem neuen Präsidenten wiedergewählt, 

 zudem wurden drei neue juristische Richter gewählt. Alle  neu 
gewählten Richter treten ihr Amt per 1. Januar 2018 an.
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GESCHÄFTSBERICHT 2017 
DES BUNDESPATENTGERICHTS

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Bundespatentgerichtsgesetzes erstatten 
wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2017.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüglichen 
 Hochachtung.

Im Namen des Bundespatentgerichts

Der Präsident:  Mark Schweizer
Die Erste Gerichtsschreiberin:  Susanne Anderhalden

St. Gallen, 2. Februar 2018
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Einleitung

Seit dem 1. Januar 2012 beurteilt das Bundespatentgericht anstelle der vor-
her zuständigen kantonalen Gerichte als das erstinstanzliche Patentgericht 
des Bundes zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente. Ausschliesslich zustän-
dig ist es für Klagen betreffend Verletzung und Bestand von Patenten. Auch 
weitere Zivilklagen, die im Zusammenhang mit Patenten stehen, können vor 
das Bundespatentgericht gebracht werden, beispielsweise Klagen betreffend 
Patentlizenzverträge.

Die Geschäftseingänge sind 2017 weiter gestiegen und entsprechen den 
in der Botschaft zum Patentgerichtsgesetz getroffenen Annahmen. Am Ende 
der ersten Amtsperiode sind alle Abläufe bestens eingespielt, das Gericht 
funktioniert problemlos.
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1. ALLGEMEINER TEIL

Zusammensetzung des Gerichts

Gerichtsleitung
Präsident: Dieter Brändle
Zweiter hauptamtlicher Richter: Tobias Bremi
Vizepräsident: Frank Schnyder

Technische nebenamtliche Richterinnen und Richter
 Natalia Clerc
 Roland Dux
 Giovanni Gervasio
 Barbara Herren
 Timothy Holman
 Emmanuel Jelsch
 Hanny Kjellsaa-Berger
 Alfred Koepf 
 Herbert Laederach
 Christoph Müller
 Markus A. Müller
 Peter Rigling
 André Roland
 Werner A. Roshardt
 Regula Rüedi
 Philipp Rüfenacht
 Christophe Saam
 Frank Schnyder
 Andreas Schöllhorn Savary
 Martin Sperrle 
 Hannes Spillmann 
 Kurt Stocker
 Kurt Sutter
 Daniel Vogel
 Prisca von Ballmoos
 André Werner
 Marco Zardi
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Juristische nebenamtliche Richter
 Daniel M. Alder
 Philippe Ducor
 Christoph Gasser
 Christian Hilti
 Simon Holzer
 Daniel Kraus
 Thomas Legler
 Rudolf Rentsch
 Ralph Schlosser
 Mark Schweizer
 Christoph Willi

Im Bestand der Richterinnen und Richter gab es während des Berichtsjahres 
keine Veränderungen. Fünf neu gewählte nebenamtliche technische Richter, 
drei neu gewählte nebenamtliche juristische Richter und der neu gewählte 
Präsident treten ihr Amt per 1. Januar 2018 an, während der bisherige Prä-
sident, vier nebenamtliche technische und ein nebenamtlicher juristischer 
Richter per Ende Berichtsjahr 2017 zurücktreten.
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Geschäftslast

Ende 2017 waren am Bundespatentgericht 38 ordentliche 
und ein summarisches Verfahren hängig. 

Das Total der Eingänge ist gegenüber dem Vorjahr 
wiederum angestiegen, auf 34 (Vorjahr 27). Zugenommen 
haben die ordentlichen Verfahren (26, Vorjahr 18), wäh-
rend die Zahl der summarischen Verfahren (8, Vorjahr 9) 
konstant blieb. Wegen der wirtschaftlichen Bedeutung 
der summarischen Verfahren (es geht in der Regel um 
das vorsorgliche Verbot des Vertriebs einer Ware, na-
mentlich von pharmazeutischen Produkten) werden die-
se Verfahren von den Parteien praktisch gleich intensiv 
wie ordentliche Verfahren geführt, mit entsprechenden 
Folgen für den Bearbeitungsaufwand durch das Gericht. 

Erledigt wurden 15 ordentliche Verfahren (Vorjahr 17), 
davon 10 durch Vergleich (Vorjahr 8) und 5 durch Urteil 
(Vorjahr 7). Durch Urteile wurden vor allem Streitigkeiten mit 
hohem Streitwert zwischen forschenden pharmazeutischen 
Firmen und Herstellern respektive Vertreibern von generi-
schen Arzneimitteln erledigt. 4 der 5  Urteile wurden denn 
auch an das Bundesgericht weitergezogen (1 Beschwerde 
wurde gutgeheissen, die übrigen sind noch hängig). Eine 
weitere Beschwerde gegen ein Urteil des Vorjahres wurde 
abgewiesen. Über die ersten sechs Geschäftsjahre be-
trachtet liegt die Vergleichsquote bei rund 75%. Die hohe 
Vergleichsquote ist auf die Praxis zurückzuführen, in einem 
relativ frühen Verfahrensstadium eine Instruktionsverhand-
lung durchzuführen, an der eine Gerichtsdelegation eine 
vorläufige Beurteilung der Sach- und Rechtslage abgibt und 
versucht, einen Vergleich zu erzielen. Weil die Fachrichte-
rinnen und Fachrichter offensichtlich eine hohe Akzeptanz 
bei den Parteien geniessen, resultiert aus diesen Verhand-
lungen die erwähnte sehr hohe, soweit überblickbar in kei-
nem anderen Land erreichte Vergleichsquote. Dadurch 
können die Dauer und Kosten eines vollständigen Verfah-
rens vermieden werden, wodurch die Parteien erheblich 
Zeit und Geld sparen. Dies stellt, verglichen mit den mass-
geblichen Patentgerichten in Deutschland, Frankreich, den 
Niederlanden und im Vereinigten Königreich,  eine Qualität 
des Bundespatentgerichts dar, die sich langfristig positiv 
auf die Eingangszahlen auswirken dürfte. Auch gegenüber 
dem Einheitlichen Patentgericht der EU, falls dieses denn 
verwirklicht werden sollte, dürfte dies von Bedeutung sein.

Summarische Verfahren wurden 9 (Vorjahr 7) erledigt, 
davon 4 (Vorjahr 2) durch Vergleich, 5 (Vorjahr 5) durch 
Urteil. Ein Urteil wurde im Kostenpunkt an das Bundes-
gericht weitergezogen; das Bundesgericht trat auf die 
Beschwerde nicht ein.

Zufriedenheitsumfrage

Im März 2017 versandte das Bundespatentgericht einen 
schriftlichen Fragebogen zur Zufriedenheit mit den 
 Leistungen des Bundespatentgerichts an sämtliche Par-
teivertreter (Rechts- und Patentanwälte), die seit dem 
1. Januar 2012 ein Verfahren vor Bundespatentgericht 
geführt hatten. Von den 189 versandten Fragebögen wur-
den 97 retourniert, davon 90 vollständig ausgefüllt.

Die Informationen über die Verfahrensabläufe und 
Rechtsprechung wurde als sehr gut beurteilt. Ebenfalls 
sind über 80% der Antwortenden sehr zufrieden oder 
zufrieden mit der Höflichkeit und Hilfsbereitschaft des 
Bundespatentgerichts bei Anfragen, der Qualität, Zuver-
lässigkeit und Schnelligkeit der Auskünfte.

Die Verfahrensdauer und die Fristen werden ganz über-
wiegend als angemessen beurteilt. Bei den summarischen 
Verfahren wünscht sich rund ein Viertel der Antwortenden 
ein schnelleres Verfahren. Zwei Drittel der Antwortenden 
möchten, dass eine Instruktionsverhandlung nach erstem 
Schriftenwechsel auch dann durchgeführt wird, wenn nur 
eine Partei dies wünscht. Einzelne würden es begrüssen, 
wenn nach gescheiterter Vergleichsverhandlung die Ter-
mine für die weiteren Verfahrensschritte in Absprache mit 
den Parteien verbindlich festgelegt würden. 78% der Ant-
wortenden beurteilen die Klarheit und Nachvollziehbarkeit 
der Begründungen der Entscheidungen auf einer Skala 
von 1 bis 5 mit 3 oder höher.

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass die Nutzer-
innen und Nutzer mit der Arbeit des Bundespatentge-
richts überwiegend zufrieden sind. Das Bundespatent-
gericht nimmt die Anregungen der Nutzerinnen und 
Nutzer ernst und prüft, Instruktionsverhandlungen regel-
mässig auch dann durchzuführen, wenn nur eine Partei 
dies wünscht, und wie die Anregung, die Termine für die 
weiteren Verfahrensschritte frühzeitig verbindlich festzu-
legen, in die Praxis umgesetzt werden kann.

Nebenamtliche Richterinnen und Richter

Das System der nebenamtlichen juristischen und techni-
schen Fachrichter bewährt sich weiterhin bestens. Die 
Mitwirkung von qualifizierten Juristen und Technikerinnen 
oder Technikern aus dem einschlägigen Fachgebiet sorgt 
für eine hohe Kompetenz der Spruchkammern und er-
möglicht es, den Parteien Beurteilungen vorzulegen,  
die akzeptiert werden und Grundlage für Vergleiche 
 bilden.
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Sprachen

Die Verfahrenssprache in den eingegangenen ordentli-
chen Verfahren war in 23 Fällen Deutsch, in drei Fällen 
Französisch. Bei den summarischen Verfahren war die 
Verfahrenssprache in sieben Fällen Deutsch, in einem Fall 
Französisch. Fälle in italienischer Sprache gab es nicht. 
In fünf der ordentlichen Verfahren und in zwei der sum-
marischen Verfahren haben die Parteien von der beim 
Bundespatentgericht bestehenden gesetzlichen Möglich-
keit Gebrauch gemacht, im gegenseitigen Einverständnis 
bei Eingaben und mündlichen Verhandlungen anstelle 
einer Amtssprache Englisch zu verwenden. Offensichtlich 
besteht bei den Parteien ein grosses Bedürfnis, auf Eng-
lisch zu prozessieren. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass nicht nur bei vielen ausländischen Gesellschaften, 
die hier prozessieren, sondern auch bei etlichen Schwei-
zer Gesellschaften die Arbeitssprache der Entwicklungs- 
und Patentabteilungen Englisch ist und häufig die wich-
tigsten Dokumente des Standes der Technik ebenfalls in 
Englisch sind. Die Gerichtsleitung des Bundespatentge-
richts ist überzeugt, dass die Möglichkeit, Englisch auch 
als Verfahrenssprache zu wählen, zur weiteren Steigerung 
der Attraktivität des Gerichts beitragen würde.

Gerichtsverwaltung

Der Bestand von zwei Kanzleimitarbeiterinnen (total 
130 Stellenprozente) und zwei Gerichtsschreiberinnen 
(total 100% Stellenprozente) blieb unverändert. Es gab 
auch keine personellen Änderungen.

Räumlichkeiten

Die Büroräumlichkeiten des Bundespatentgerichts eben-
so wie die Verhandlungsräumlichkeiten am Bundesver-
waltungsgericht, die das Bundespatentgericht verwen-
det, sind sachdienlich; irgendwelcher Änderungsbedarf 
besteht nicht.

Bei den Verhandlungen, die das Bundespatentgericht, 
wenn angezeigt, ausserhalb von St. Gallen durchführt, 
stellen die jeweiligen Kantone die Verhandlungsräumlich-
keiten zur Verfügung. Die entsprechende Zusammen-
arbeit funktioniert reibungslos.

Finanzen

Die Erfolgsrechnung des Bundespatentgerichts weist 
Ausgaben von 1 519 014 Franken und Einnahmen (vor 
Zahlungen des Eidgenössischen Instituts für Geistiges 
Eigentum) von 672 804 Franken aus. Der vom Eidgenös-
sischen Institut für Geistiges Eigentum gemäss Art. 4 
PatGG zu deckende Fehlbetrag beläuft sich entspre-
chend auf 846 210 Franken und ist damit rund 12% höher 
als im Vorjahr. Das ist darauf zurückzuführen, dass die 
Einnahmen durch Gerichtsgebühren 28% tiefer sind als 
im Vorjahr. Dies liegt daran, dass in drei Fällen mit hohen 
Streitwerten noch Beschwerden am Bundesgericht hän-
gig sind und die entsprechenden Gerichtsgebühren nicht 
erfolgsrelevant verbucht werden konnten. Sollten die Be-
schwerden abgewiesen werden, fallen zusätzliche Ein-
nahmen aus Gerichtsgebühren von 120 000 Franken an, 
und das Defizit entspricht dem des Vorjahres. Die Aus-
gaben lagen im Berichtsjahr 6% unter dem Vorjahr.

Zusammenarbeit

Die Aufsichtssitzungen mit dem Bundesgericht am 
31.  März in Luzern und am 13.  Oktober in St. Gallen 
brachten eine Unterstützung, die das Bundespatent-
gericht sehr zu schätzen weiss. Die Zusammenarbeit  
mit dem Bundesverwaltungsgericht war wie auch in den 
Vorjahren sehr angenehm. Das jährliche Treffen der Ge-
richtsleitung des Bundespatentgerichts und der Verwal-
tungskommissionen von Bundesstrafgericht und Bundes-
verwaltungsgericht vom 1.  September in Bellinzona 
diente einem informellen und sachdienlichen Gedanken-
austausch über anstehende Fragen, die alle drei Gerich-
te betreffen.
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2. STATISTIKEN

2.1 Art und Zahl der Geschäfte 

Geschäfte Verfahrensausgang

Ordentliche Verfahren P
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Verletzung ohne Nichtigkeitswiderklage 10 14 5 19 – 5 – –

Nichtigkeit ohne Verletzungswiderklage 7 6 5 8 3 2 – –

Verletzung und Nichtigkeit 5 2 1 6 – 1 – –

Berechtigung 2 1 – 3 – – – –

Forderung 2 – 1 1 – 1 – –

Anderes 1 3 3 1 2 1 – –

Total 27 26 15 38 5 10 – –

Summarische Verfahren

Unterlassung / Wahrung 2 8 9 1 5 4 – –

Beschreibung – – – – – – – –

Beschlagnahme – – – – – – – –

Beweissicherung – – – – – – – –

Beschreibung und Beweissicherung – – – – – – – –

Anderes – – – – – – – –

Total 2 8 9 1 5 4 – –

Schutzschriften Ü
b
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tr

ag
 v

o
n 

 
20

16

E
in

g
an

g
 2

01
7

S
ch

u
tz

fr
is

t 
 ab

g
el

au
fe

n

re
le

va
n

t 
b

is
 2

01
8

Schweizer Patente (inkl. ergänzender Schutzzertifikate) – 5 4 2

Europäische Patente (inkl. ergänzender Schutzzertifikate) 20 38 40 17

Total* 20 43 44 19

* Zum Teil europäische Patente und Schweizer Patente in der gleichen Schutzschrift 
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2.1.2 Art der Erledigung 2017 (ordentliche Verfahren)

2.1.1 Streitsachen nach Verfahrenssprachen 2017

5 33%

Urteil

10 67%

Vergleich
15
Total

*  Davon 14 Fälle mit Parteiensprache Englisch (5 ordentliche Verfahren,  
2 summarische Verfahren, 7 Schutzschriften) 

2.1.3 Art der Erledigung 2017 (summarische Verfahren)

5 56%

Urteil

4 44%

Vergleich
9

Total

26
Ordentliche 

 Verfahren

8
Summarische 

Verfahren

43
Schutzschriften

41 95%

Deutsch*

7 88%

Deutsch*

23 88%

Deutsch*

3 12%

Französisch*

2 5%

Französisch
1 13%

Französisch
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2.2 Geschäfte nach Technikgebieten

5 11%

IPC-E Bauwesen, Erdbohren, Bergbau

14

6

30

5

1

2

4

00 0 1 0 00 1 1

5

3

0 2 1 0

4

3

0 0
4

*  Zum Teil mehrere Technikgebiete im gleichen Fall 
IPC = International Patent Classification

5 19%

IPC-B Arbeitsverfahren, Transportieren

1 4%

IPC-G Physik

3 12%

IPC-H Elektronik

14 53%

IPC-A Täglicher Lebensbedarf (u. a. Pharmaka)

3 12%

IPC-F Maschinenbau, Beleuchtung, Heizung

26
Total*

◾ Ordentliche Verfahren
◾ Summarische Verfahren
◾ Schutzschriften

IPC-A  
Täglicher 
 Lebensbedarf  
(u. a. Pharmaka)

IPC-B 
 Arbeitsverfahren, 
 Transportieren

IPC-C  
Chemie, 
 Hüttenwesen

IPC-D  
Textilien, Papier

IPC-E 
 Bau wesen, 
 Erd bohren, 
 Bergbau

IPC-F 
 Maschinenbau, 
Beleuchtung, 
Heizung 

IPC-G  
Physik

IPC-H  
Elektronik

2.2.1 Ordentliche Verfahren

2.2.3 Schutzschriften

6 74%

IPC-A Täglicher Lebensbedarf (u. a. Pharmaka)

1 13%

IPC-E Bauwesen, Erdbohren, Bergbau

2.2.2 Summarische Verfahren

1 13%

IPC-B Arbeitsverfahren, Transportieren

8
Total*

2 5%

IPC-B Arbeitsverfahren, Transportieren

4 9%

IPC-G Physik

30 70%

IPC-A Täglicher Lebensbedarf (u. a. Pharmaka)

2 5%

IPC-F Maschinenbau, Beleuchtung, Heizung

43
Total*
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2.3 Geschäfte nach Schutzrechten

2 25%

Übrige (Anmeldungen,  andere  
nationale Patente)

2 7%

Übrige (Anmeldungen,  andere  
nationale Patente)

5 12%

Schweizer Patente (inkl. ergänzender 
 Schutzzertifikate)

38 88%

Europäische Patente  
(inkl. ergänzender Schutzzertifikate)

43
Total*

* In einem Teil der Fälle ging es gleichzeitig um Schweizer und europäische Patente.

Schweizer Patente  
(inkl. ergänzender 
Schutzzertifikate)

Europäische Patente  
(inkl. ergänzender 
Schutzzertifikate)

Übrige 
(Anmeldungen, andere 
nationale Patente)

4 14%

Schweizer Patente  
(inkl. ergänzender Schutzzertifikate)22 79%

Europäische Patente  
(inkl. ergänzender Schutzzertifikate)

26
Total*

1 13%

Schweizer Patente  
(inkl. ergänzender Schutzzertifikate)5 62%

Europäische Patente  
(inkl. ergänzender Schutzzertifikate)

8
Total*

2.3.1 Ordentliche Verfahren

2.3.3 Schutzschriften

2.3.2 Summarische Verfahren

4

1

5

2 2 0

22

5

38

◾ Ordentliche Verfahren
◾ Summarische Verfahren
◾ Schutzschriften
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2.4 Dauer der Geschäfte 

Erledigungen Pendente Fälle

Ordentliche Verfahren 1 
b
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b
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b
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b
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b
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b

is
 2

 J
ah

re

m
eh

r 
al

s 
2 

Ja
h

re

To
ta

l  
P

en
d

en
ze

n 
E

n
d

e 
20

17

Verletzung ohne Nichtigkeitswiderklage 1 – 2 2 – 5 5 4 4 6 – 19

Nichtigkeit ohne Verletzungswiderklage – – 2 3 – 5 2 2 – 4 – 8

Verletzung und Nichtigkeit – – – – 1 1 – 1 1 3 1 6

Berechtigung – – – – – – 1 – 1 – 1 3

Forderung 1 – – – – 1 – – – 1 – 1

Anderes 1 – 1 – 1 3 – – 1 – – 1

Total 3 – 5 5 2 15 8 7 7 14 2 38

Summarische Verfahren

Unterlassung / Wahrung 3 4 2 – – 9 1 – – – – 1

Beschreibung – – – – – – – – – – – –

Beschlagnahme – – – – – – – – – – – –

Beweissicherung – – – – – – – – – – – –

Beschreibung und Beweissicherung – – – – – – – – – – – –

Anderes – – – – – – – – – – – –

Total 3 4 2 – – 9 1 – – – – 1
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2.5 Mittlere Dauer der Geschäfte

Erledigungen
Mittlere Dauer (Tage)

Pendente Fälle
Mittlere Dauer (Tage)

Ordentliche Verfahren b
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t
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t
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Verletzung ohne Nichtigkeitswiderklage – 287 287 – 235 235

Nichtigkeit ohne Verletzungswiderklage – 474 474 – 355 355

Verletzung und Nichtigkeit 1335 1885 3220 – 439 439

Berechtigung – – – – 370 370

Forderung – 47 47 – 441 441

Anderes – 352 352 – 353 353

Durchschnitt 1335 453 541 – 311 311

Summarische Verfahren

Unterlassung / Wahrung – 108 108 – 59 59

Beschreibung – – – – – –

Beschlagnahme – – – – – –

Beweissicherung – – – – – –

Beschreibung und Beweissicherung – – – – – –

Anderes – – – – – –

Durchschnitt – 108 108 – 59 59
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2.6 Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)

Ordentliche Verfahren E
in

ze
lr

ic
h

te
r

S
p

ru
ch

ka
m

m
er

  
m

it
 3

 R
ic

h
te

rn

S
p

ru
ch

ka
m

m
er

  
m

it
 5

 R
ic

h
te

rn

S
p

ru
ch

ka
m

m
er

  
m

it
 7

 R
ic

h
te

rn

To
ta

l

In
st

ru
kt

io
n

s-
ve

rh
an

d
lu

n
g

en

V
er

h
an

d
lu

n
g

en
  

in
 M

as
sn

ah
m

e
-

ve
rf

ah
re

n

H
au

p
t-

 
ve

rh
an

d
lu

n
g

en

To
ta

l 
V

er
h

an
d

lu
n

g
en

Verletzung ohne Nichtigkeitswiderklage 5 – – – 5 4 – – 4

Nichtigkeit ohne Verletzungswiderklage 2 – 3 – 5 2 – 3 5

Verletzung und Nichtigkeit 1 – – – 1 2 – – 2

Berechtigung – – – – – – – – –

Forderung 1 – – – 1 – – – –

Anderes 1 2 – – 3 2 – – 2

Total 10 2 3 – 15 10 – 3 13

Summarische Verfahren

Unterlassung / Wahrung 5 4 – – 9 – 3 – 3

Beschreibung – – – – – – – – –

Beschlagnahme – – – – – – – – –

Beweissicherung – – – – – – – – –

Beschreibung und Beweissicherung – – – – – – – – –

Anderes – – – – – – – – –

Total 5 4 – – 9 – 3 – 3

GESAMTTOTAL 15 6 3 – 24 10 3 3 16
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VERGLEICHSTABELLE

Kennzahlen des Bundesgerichts, des Bundesstrafgerichts,  
des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundespatentgerichts

Mitglieder und Mitarbeitende (umgerechnet auf Vollzeitstellen)
Bundes gericht Bundes

strafgericht
Bundesver
waltungsgericht

Bundes
patentgericht

Anzahl Richter/-innen 38,0 14,6 69,0 3,45

Anzahl Gerichtsschreiber/-innen 132,8 20,6 198,4 1,0

Anzahl übrige Mitarbeitende 148,8 23,0 115,4 1,3

Geschäftslast

Bestand am Anfang des Jahres 2 757 293 5 740 29

Anzahl Eingänge 8 029 805 7 365 34

Anzahl Erledigungen 7 782 852 7 385 24

Bestand am Ende des Jahres 3 004 247 5 720 39

Mittlere Dauer der Geschäfte (in Tagen) 144 2901 / 912 268 5413 / 1084

Anzahl der mehr als zwei Jahre hängigen Geschäfte 44 1 447 2

Q1: Prozentsatz der Erledigungen von im Jahr 2017 eingegangenen Fällen 65% 71% 50% 38%

Q2: Prozentsatz der aus den Vorjahren übertragenen und im Jahr 2017  
erledigten Fälle

94% 95% 65% 38%

Q3: Verhältnis Erledigungen zu Neueingängen 97% 106% 100% 71%

Finanzen

Erfolgsrechnung

Ertrag 14 135 297 1 120 801 4 086 480 672 8045

Aufwand 92 817 458 14 515 506 79 171 417 1 519 014

Personalaufwand 77 468 297 11 058 010 67 951 731 1 300 157

Sach- und übriger Betriebsaufwand 15 048 685 3 347 723 10 911 002 233 258

Einlage in Rückstellungen – 77 000 271 200 –14 400

Abschreibung Verwaltungsvermögen 300 476 32 773 37 484 –

Investitionsrechnung

Einnahmen – – – –

Ausgaben 263 885 – – –

Sach- und immaterielle Anlagen, Vorräte 263 885 – – –

Verhältnis zwischen Ertrag + Einnahmen und Aufwand + Ausgaben 15,19% 7,72% 5,16% 44,29%5

Besonderes

Unentgeltliche Rechtspflege 837 570 23 165 764 178 –

Informatik-Sachaufwand 2 298 376 399 377 2 574 707 114 391

Raummiete 6 724 380 1 882 220 4 031 933 64 617

1 Mittlere Dauer der Verfahren der Strafkammer
2 Mittlere Dauer der Verfahren der Beschwerdekammer
3 Mittlere Dauer der ordentlichen Verfahren
4 Mittlere Dauer der summarischen Verfahren 
5 Vor Zahlung des Instituts für Geistiges Eigentum (IGE; CHF 846 210.27)
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